Deutscher Bundestag 
4. Wahlperiode 


Drucksache IV/ 3508 


Schriftlicher Bericht 

des Finanzausschusses 
(14. Ausschuß) 

über den von der Bundesregierung eingebrachten Entwurf 
eines Gesetzes zur Änderung des Bewertungsgesetzes 

— Drucksache IV/ 1488 — 

über den von der Fraktion der CDU/CSU eingebrachten 
Entwurf eines Gesetzes zur Änderung des Bewertungsgesetzes 

— Drucksache IV/909 — 

über den Antrag der Abgeordneten Logemann, Wächter, 
Walter, Murr, Reichmann und Genossen 

— Drucksache IV/2154 — 

betr. Förderung der bäuerlichen Veredelungswirtschaft 

über den Antrag der Abgeordneten Ehnes, Sühler, Krug, 
Dr. Kempfier, Dr. Ramminger, Dr. Gleissner, Unertl, Drachsler, 

Lermer und Genossen 

— Drucksache IV/2224 — 

betr. Schutz der bäuerlichen Veredelungswirtschaft 


A. Bericht des Abgeordneten Dr. Eppler *) 


*) folgt als zu Drucksache IV/3508 


Druck: Bonner Universitäts-Buchdruckerei, 53 Bonn 
Alleinvertrieb: Dr. Hans Heger, 532 Bad Godesberg, 
Postfach 821, Goethestraße 54, Tel. 6 35 51 



Drucksache IV/3508 


Deutscher Bundestag — 4. Wahlperiode 


B. Antrag des Ausschusses 


Der Bundestag wolle beschließen, 

1. den Gesetzentwurf — - Drucksache IV/ 1488 — in 
der aus der anliegenden Zusammenstellung 
ersichtlichen Fassung anzunehmen; 

2. den Gesetzentwurf — Drucksache IV/909 — durch 
die Beschlußfassung zu Nr. 1 für erledigt zu 
erklären; 

3. a) den Antrag — Drucksache IV/2 154 — 
b) den Antrag — Drucksache IV/2224 — 

durch die Beschlußfassung zu Nummer 1 für er- 
ledigt zu erklären; 

4. folgendem Entschließungsantrag zuzustimmen: 

Der Bundestag sieht im Bewertungsänderungs- 
gesetz 1965 ein Mittel, die Gleichmäßigkeit der 
Besteuerung, insbesondere bei der Vermögen- 
steuer und der Erbschaftsteuer, zu gewährleisten. 
Es ist nicht seine Absicht, durch dieses Gesetz das 
Gesamtaufkommen aus diesen Steuern automa- 
tisch zu erhöhen. Er ersucht daher die Bundes- 
regierung, im Zusammenhang mit der Anwen- 
dung der neuen Einheitswerte die Steuersätze 
und insbesondere die Freibeträge bei den ge- 
nannten Steuern zu überprüfen. 


Bonn, den 20. Mai 1965 


Der Finanzausschuß 


Dr. Schmidt (Wuppertal) 

Vorsitzender 


Dr. Eppler 

Berichterstatter 
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Zusammenstellung 

des von der Bundesregierung eingebrachten Entwurfs eines 
Gesetzes zur Änderung des Bewertungsgesetzes 

— Drucksache IV/ 1 488 — 

mit den Beschlüssen des Finanzausschusses 
(14. Ausschuß) 


Entwurf 


Entwurf eines Gesetzes 
zur Änderung des Bewertungsgesetzes 


Der Bundestag hat mit Zustimmung des Bundes- 
rates das folgende Gesetz beschlossen: 


Artikel 1 

Das Bewertungsgesetz vom 16. Oktober 1934 
(Reichsgesetzbl. I S. 1035), zuletzt geändert durch Ar- 
tikel 1 des Gesetzes zur Änderung des Bewertungs- 
gesetzes vom 1963 (Bundes- 

gesetzbl. IS... .), wird wie folgt geändert und 
ergänzt: 

1. § 1 erhält die folgende Fassung: 

„§ 1 

Geltungsbereich 

(1) Die allgemeinen Bewertungsvorschriften 
(§§ 2 bis 17) gelten für alle öffentlich-rechtlichen 
Abgaben, die der Gesetzgebung des Bundes 
unterliegen und durch Bundesfinanzbehörden 
oder durch Landesfinanzbehörden verwaltet 
werden. 

(2) Wird eine öffentlich-rechtliche Abgabe 
der in Absatz 1 bezeichneten Art nur teilweise 
durch Bundesfinanzbehörden oder durch Landes- 
finanzbehörden verwaltet , so gelten die allge- 
meinen Bewertungsvorschriften insoweit , als die 
Abgabe durch Bundesfinanzbehörden oder durch 
Landesfinanzbehörden verwaltet wird. 

(3) Die allgemeinen Bewertungsvorschriften 
(§§ 2 bis 17) gelten nicht , soweit im Zweiten 
Teil dieses Gesetzes oder in anderen Steuer- 
gesetzen besondere Bewertungsvorschriften 
enthalten sind." 


Beschlüsse des 14. Ausschusses 


Entwurf eines Gesetzes 
zur Änderung des Bewertungsgesetzes 


Der Bundestag hat mit Zustimmung des Bundes- 
rates das folgende Gesetz beschlossen: 


Artikel 1 

Das Bewertungsgesetz vom 16. Oktober 1934 
(Reichsgesetzbl. I S. 1035), zuletzt geändert durch Ar- 
tikel 4 des Steueränderungsgesetzes 1965 vom 
14. Mai 1965 (Bundesgesetzbl. I S. 377), wird wie 
folgt geändert und ergänzt: 


1. § 1 erhält die folgende Fassung: 

♦ 

„§ i 

Geltungsbereich 

(1) Die allgemeinen Bewertungsvorschriften 
(§§ 2 bis 17 a) gelten für alle öffentlich-recht- 
lichen Abgaben, die durch Bundesrecht geregelt 
sind, soweit sie durch Bundesfinanzbehörden 
oder durch Landesfinanzbehörden verwaltet 
werden. 

(2) Die allgemeinen Bewertungsvorschriften 
gelten nicht, soweit im Zweiten Teil dieses Ge- 
setzes oder in anderen Steuergesetzen beson- 
dere Bewertungsvorschriften enthalten sind." 


Absatz 3 entfällt 
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Entwurf 

2. § 11 wird gestrichen. 

♦ 

3. In § 18 Abs. 2 werden die Worte „ , die Erbschaft- 
steuer und die Grunderwerbsteuer" durch die 
Worte „und die Erhschaftsteuer" ersetzt. 


4. Die Überschrift vor § 20 erhält die folgende 
^ Fassung: 

„Erster Abschnitt 
Einheitsbewertung 

A. Allgemeines" 

5. § 20 erhält die folgende Fassung: 

„§ 20 

Einheitswerte 

Einheitswerte werden nach den Vorschriften 
dieses Abschnitts ermittelt und nach Maßgabe 
des § 214 der Reichsabgabenordnung für die 
dort bezeichneten wirtschaftlichen Einheiten, 
Untereinheiten und Teile dieser Einheiten und 
Untereinheiten gesondert festgestellt.“ 


6. Hinter § 20 wird der folgende § 20 a eingefügt: 

♦ 

„§ 20 a 
Grundbesitz 
Grundbesitz sind 

1. die wirtschaftlichen Einheiten des land- 
und forstwirtschaftlichen Vermögens (§ 28), 

2. die wirtschaftlichen Einheiten des Grund- 
vermögens (§ 50), 

3. die Betriebsgrundstücke (§ 57)." 


7. § 21 wird wie folgt geändert: 

a) In Absatz 1 Satz 1 erhält die Nummer 1 die 
folgende Fassung: 


Beschlüsse des 14. Ausschusses 
2. unverändert 


3. § 18 wird wie folgt geändert: 

♦ 

a) In Absatz 2 werden die Worte „ , die Erb- 
schaftsteuer und die Grunderwerbsteuer" 
durch die Worte „und die Erbschaftsteuer" 
ersetzt. 

b) In Absatz 3 wird innerhalb der Klammer 
die Zahl „17" durch die Zahl „17 a" ersetzt. 


3a. § 19 wird wie folgt geändert: 

♦ 

a) In der Nummer 1 wird innerhalb der Klam- 
mer die Zahl „49" durch die Zahl „49 d" er- 
setzt. 

b) In der Nummer 2 wird innerhalb der Klam- 
mer die Zahl „53" durch die Zahl „53 1" er- 
setzt. 


4. unverändert 


5. § 20 erhält die folgende Fassung: 

♦ 

„§ 20 

Einheitswerte 

Die Einheitswerte der in § 214 der Reichs- 
abgabenordnung bezeichneten wirtschaftlichen 
Einheiten, wirtschaftlichen Untereinheiten und 
Teile von wirtschaftlichen Einheiten und Unter- 
einheiten werden nach den Vorschriften dieses 
Abschnitts ermittelt." 


6. unverändert 


7. § 21 wird wie folgt geändert: 

♦ 

a) In Absatz 1 Satz 1 erhält die Nummer 1 die 
folgende Fassung: 
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Entwurf 

„1. In Zeitabständen von je sechs Jahren: 

für den Grundbesitz und für die Mine- 
ralgewinnungsrechte; " . 

b) In Absatz 1 erhalten die Sätze 2 und 3 die 
folgende Fassung: 

„Durch Rechtsverordnung kann bei einer er- 
heblichen Änderung der für die Bewertung 
maßgebenden Umstände oder aus Gründen 
der Verwaltungsvereinfachung der Haupt- 
feststellungszeitraum für Grundbesitz und 
für Mineralgewinnungsrechte um höchstens 
drei Jahre, für die wirtschaftlichen Einheiten 
des Betriebsvermögens um ein Jahr verkürzt 
oder verlängert werden. Die Bestimmung 
kann sich auf einzelne Vermögensarten oder 
beim Grundbesitz auf Gruppen von Fällen, 
in denen (sich die für die Bewertung maßge- 
benden Verhältnisse seit dem letzten Haupt- 
feststellungszeitpunkt in derselben Weise 
geändert haben, beschränken ." 

c) In Absatz 2 Satz 2 werden die Worte „§ 32 
Absatz 2 und § 63" durch die Worte „§ 30 
Abs. 2, § 39b Abs. 2, §§ 41, 45, 63 und 69" 
ersetzt. 

8. § 22 wird wie folgt geändert und ergänzt: 

a) Absatz 1 wird wie folgt geändert: 

aa) In Nummer 1 Satz 1 werden die Worte 
„bei einem land- und forstwirtschaft- 
lichen Betrieb, einem Grundstück oder 
einem Betriebsgrundstück" durch die 
Worte „beim Grundbesitz" ersetzt; 

bb) in Nummer 1 wird Satz 3 gestrichen; 

cc) in Nummern 1 und 2 werden die Worte 
„wenn der Wert" jeweils durch die 
Worte „wenn der nach § 25 abgerundete 
Wert" ersetzt; 

dd) in Nummer 2 wird Satz 2 gestrichen. 

b) Absatz 2 erhält die folgende Fassung: 

„(2) Führt eine nach dem Feststellungs- 
zeitpunkt eingetretene Änderung im Wert, 
in der Art oder in der Zurechnung des 
Gegenstandes zu einer Fortschreibung 
(§ 225 a der Reichsabgabenordnung), so 

werden vorbehaltlich des § 24 a die Verhält- 
nisse bei Beginn des Kalenderjahres zu- 
grunde gelegt, das auf die Änderung folgt 
(Fortschreibungszeitpunkt). Beruht die Fort- 
schreibung nicht auf einer solchen Ände- 
rung (Fortschreibung zwecks Fehlerberich- 
tigung), so wird als F Ortschreibungszeitpunkt 
der Beginn des Kalenderjahres zugrunde ge- 
legt, in dem der Fortschreibungsbescheid er- 
teilt oder ein entsprechender Antrag gestellt 
wird. Die Vorschriften in § 30 Abs. 2, § 39 b 
Abs. 2, §§ 41, 45, 63 und 69 über die Zu- 
grundelegung eines anderen Zeitpunkts 
bleiben unberührt ." 


Beschlüsse des 14. Ausschusses 

„1. In Zeitabständen von je sechs Jahren: 

für den Grundbesitz (§ 20 a) und für 
die Mineralgewinnungsrechte (§ 58);". 

b) In Absatz 1 erhalten die Sätze 2 und 3 die 
folgende Fassung: 

„Durch Rechtsverordnung kann der Zeitab- 
stand zwischen einer Hauptfeststellung und 
der darauf folgenden Hauptfeststellung 
(Hauptfeststellungszeitraum) bei einer we- 
sentlichen Änderung der für die Bewertung 
maßgebenden Verhältnisse für den Grund- 
besitz und für die Mineralgewinnungsrechte 
um höchstens drei Jahre, für die wirtschaft- 
lichen Einheiten des Betriebsvermögens um 
ein Jahr verkürzt werden, Die Bestimmung 
kann sich auf einzelne Vermögensarten oder 
beim Grundbesitz auf Gruppen von Fällen, in 
denen sich die für die Bewertung maßgeben- 
den Verhältnisse in derselben Weise geän- 
dert haben, beschränken." 

c) In Absatz 2 Satz 2 werden die Worte „§ 32 
Absatz 2 und § 63" durch die Worte „§ 30 
Abs. 2, §§ 41, 45, 63 und 69" ersetzt. 


8. § 22 erhalt die folgende Fassung: 

♦ 

„§ 22 

Fortschreibungen 

(1) Der Einheitswert wird neu festgestellt 
(Wertfortschreibung) 

1. beim Grundbesitz, wenn der nach § 25 
abgerundete Wert, der sich für den 
Beginn eines Kalenderjahres ergibt, 
entweder um mehr als den zehnten 
Teil, mindestens aber um 1000 Deut- 
sche Mark, oder um mehr als 100 000 
Deutsche Mark von dem Einheitswert 
des letzten Feststellungszeitpunkts 
abweicht. Ist von einer größeren oder 
kleineren als der im letzten Feststel- 
lungszeitpunkt zugrunde gelegten 
Fläche der wirtschaftlichen Einheit 
auszugehen und wird der Einheits- 
wert nicht schon nach Satz 1 fortge- 
schrieben, so wird er allein unter Be- 
rücksichtigung der neuen Fläche fort- 
geschrieben, wenn sich dadurch ein 
um mindestens 500 Deutsche Mark 
höherer oder niedrigerer Einheitswert 
ergibt, 

2. bei einem gewerblichen Betrieb oder 
einem Mineralgewinnungsrecht, wenn 
der nach § 25 abgerundete Wert, der 
sich für den Beginn eines Kalender- 
jahres ergibt, entweder um mehr als 
ein Fünftel, mindestens aber um 5000 
Deutsche Mark, oder um mehr als 
100 000 Deutsche Mark von dem Ein- 
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Entwurf 


9. § 23 wird wie folgt geändert und ergänzt: 

a) In Absatz 1 wird der folgende Satz angefügt: 

„Eine Nachfeststellang ist außer in den Fäl- 
len der Nummern 1 und 2 durchzuführen , 
wenn nach dem Hauptfeststellungszeitpunkt 
für eine bereits bestehende wirtschaftliche 
Einheit (Untereinheit) erstmals für die 
Zwecke der Vermögensbesteuerung ein be- 
sonderer Einheitswert festzustellen ist 
(§ 53 h Abs. 2)." 

b) In Absatz 2 Satz 1 werden hinter den Wor- 
ten „Nachfeststellung werden“ die Worte 
„vorbehaltlich des § 24 a“ eingefügt. 

c) In Absatz 2 Satz 3 werden die Worte „§ 32 
Absatz 2 und § 63“ durch die Worte „§ 30 
Abs. 2, § 39b Abs. 2, §§ 41, 45, 63 und 69" 
ersetzt. 


Beschlüsse des 14. Ausschusses 

heitswert des letzten Feststellungs- 
zeitpunkts abweicht. 

(2) Uber die Art des Gegenstandes (§ 216 
Abs. 1 Ziff. 1 der Reichsabgabenordnung) oder 
die Zurechnung des Gegenstandes (§ 216 Abs. 1 
Ziff. 2 der Reichsabgabenordnung) wird eine 
neue Feststellung getroffen (Artfortschreibung 
oder Zurechnungsfortschreibung), wenn sie von 
der zuletzt getroffenen Feststellung abweicht 
und es für die Besteuerung von Bedeutung ist. 

(3) Eine Fortschreibung nach Absatz 1 oder 
Absatz 2 findet auch zur Beseitigung eines Feh- 
lers der letzten Feststellung statt. § 222 Abs. 2 
der Reichsabgabenordnung ist hierbei entspre- 
chend anzuwenden. 

(4) Der Fortschreibung werden vorbehaltlich 
des § 24 a die Verhältnisse im Fortschreibungs- 
zeitpunkt zugrunde gelegt. Fortschreibungszeit- 
punkt ist in den Fällen einer Änderung der tat- 
sächlichen Verhältnisse der Beginn des Kalen- 
derjahres, das auf die Änderung folgt, jedoch 
bei einer Fortschreibung auf Antrag frühestens 
der Beginn des Kalenderjahres, für den der 
Fortschreibungsbescheid zu erteilen ist (§ 225 a 
Abs. 2 der Reichsabgabenordnung). In den Fäl- 
len der Fehlerbeseitigung ist Fortschreibungs- 
zeitpunkt der Beginn des Kalenderjahres, in 
dem der Fortschreibungsbescheid erteilt wird, 
oder bei einer Fortschreibung auf Antrag der 
Beginn eines früheren Kalenderjahres, für den 
der Fortsdireibungsbesdieid zu erteilen ist. Die 
Vorschriften in § 30 Abs. 2, §§ 41, 45, 63 und 69 
über die Zugrundelegung eines anderen Zeit- 
punkts bleiben unberührt." 

9. § 23 wird wie folgt geändert und ergänzt: 

♦ 

a) In Absatz 1 wird der Punkt am Ende der 
Nummer 2 durch ein Semikolon ersetzt und 
die folgende Nummer 3 angefügt: 

„3. für eine bereits bestehende wirtschaft- 
liche Einheit (Untereinheit) erstmals für 
die Zwecke der Vermögensbesteuerung 
ein besonderer Einheitswert festzustel- 
len ist (§ 53 h Abs. 2).“ 

b) Absatz 2 erhält die folgende Fassung: 

A2) Der Nachfeststellung werden vorbe- 
haltlich des § 24 a die Verhältnisse im Nach- 
feststellungszeitpunkt zugrunde gelegt. Nach- 
feststellungszeitpunkt ist in den Fällen des 
Absatzes 1 Nr. 1 der Beginn des Kalender- 
jahres, das auf die Gründung der wirtschaft- 
lichen Einheit (Untereinheit) folgt, und in 
den Fällen des Absatzes 1 Nr. 2 und 3 der 
Beginn des Kalenderjahres, in dem der Ein- 
heitswert erstmals der Besteuerung zu- 
grunde gelegt wird. Die Vorschriften in § 30 
Abs. 2, §§ 41, 45, 63 und 69 über die Zu- 
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Entwurf Beschlüsse des 14. Ausschusses 

grundelegung eines anderen Zeitpunktes 
bleiben unberührt. 11 


10. Hinter § 23 wird der folgende § 23 a eingefügt: 

„§ 23 a 

Aufhebung des Einheitswerts 

(1) Der Einheitswert wird aufgehoben, wenn 

1. die wirtschaftliche Einheit (Unterein- 
heit) wegfällt; 

2. der Einheitswert der wirtschaftlichen 
Einheit (Untereinheit) infolge des Ein- 
tritts von Befreiungsgründen für die 
Besteuerung nicht mehr von Bedeu- 
tung ist. 


(2) Bei der Aufhebung des Einheitswerts 
werden die Verhältnisse zugrunde gelegt, die 
auf den Aufhebungszeitpunkt ermittelt worden 
sind. Aufhebungszeitpunkt ist in den Fällen des 
Absatzes 1 Nr. 1 der Beginn des Kalenderjahres, 
das auf den Wegfall der wirtschaftlichen Einheit 
(Untereinheit) folgt, und in den Fällen des Ab- 
satzes 1 Nr. 2 der Beginn des Kalenderjahres, 
in dem der Einheitswert erstmals für die Be- 
steuerung nicht mehr von Bedeutung ist. 

(3) Die Vorschriften der Reichsabgabenord- 
nung über die Fortschreibungsfeststellung sind 
entsprechend anzuwenden." 


11. Die Überschrift vor § 24 wird gestrichen. 

♦ 

12. Hinter § 24 werden die folgenden §§ 24 a bis 
24 c eingefügt: 

„§ 24 a 

Wertverhältnisse bei Fortschreibungen 
und Nachfeststellungen 

Bei Fortschreibungen und bei Nachfeststellun- 
gen der Einheitswerte für Grundbesitz und für 
Mineralgewinnungsrechte sind die Wertverhält- 
nisse im letzten Hauptfeststellungszeitpunkt zu- 
grunde zu legen. 


10. Hinter § 23 werden die folgenden §§ 23 a und 
^ 23 b eingefügt: 

„§ 23 a 

Aufhebung des Einheitswerts 

(1) Der Einheitswert wird aufgehoben, wenn 

1. unverändert 

2. der Einheitswert der wirtschaftlichen 
Einheit (Untereinheit) infolge des Ein- 
tritts von Befreiungsgründen der Be- 
steuerung nicht mehr zugrunde gelegt 
wird; 

3. ein nach § 53 h Abs. 2 ermittelter be- 
sonderer Einheitswert bei der Ver- 
mögensbesteuerung nicht mehr zu- 
grunde gelegt wird. 

(2) Aufhebungszeitpunkt ist in den Fällen 
des Absatzes 1 Nr. 1 der Beginn des Kalender- 
jahres, das auf den Wegfall der wirtschaftlichen 
Einheit (Untereinheit) folgt, und in den Fällen 
des Absatzes 1 Nr. 2 und 3 der Beginn des Ka- 
lenderjahres, in dem der Einheitswert erstmals 
der Besteuerung nicht mehr zugrunde gelegt 
wird. 


(3) unverändert 

§ 23 b 

Realgemeinden 

Grundbesitz, der einer Hauberg-, Wald-, 
Forst- oder Laubgenossenschaft oder einer ähn- 
lichen Realgemeinde mit eigener Rechtspersön- 
lichkeit gehört, ist so zu bewerten, als ob er den 
an der Realgemeinde beteiligten Personen zur 
gesamten Hand nach dem Verhältnis ihrer An- 
teile gehören würde. 11 

11. unverändert 


12. Hinter § 24 werden die folgenden §§ 24 a bis 
^ 24 c eingefügt: 

„§ 24 a 

Wertverhältnisse bei Fortschreibungen 
und Nachfeststellungen 

Bei Fortschreibungen und bei Nachfeststel- 
lungen der Einheitswerte für Grundbesitz und 
für Mineralgewinnungsrechte sind die Wertver- 
hältnisse im Hauptfeststellungszeitpunkt zu- 
grunde zu legen. 
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Entwurf Beschlüsse des 14. Ausschusses 

§ 24 b § 24 b 

Erklärungspflicht Erklärungspflicht 


Die Steuerpflichtigen haben auf Grund all- 
gemeiner oder besonderer Aufforderung Erklä- 
rungen als Unterlage für die Feststellung des 
Einheitswerts abzugeben. Die Erklärungen sind 
Steuererklärungen im Sinne des § 166 der 
Reichsabgabenordnung. 

§ 24 c 

Auskünfte, Erhebungen 

(1) Die Eigentümer von Grundbesitz haben 
dem Finanzamt auf Anforderung alle Angaben 
zu machen, die es für die Sammlung der Kauf-, 
Miet- und Pachtpreise braucht. Bei dieser Er- 
klärung ist zu versichern, daß die Angaben 
nach bestem Wissen und Gewissen gemacht 
sind. 

(2) Die Finanzämter können zur Vorberei- 
tung einer Hauptfeststellung der Einheitswerte 
des Grundbesitzes örtliche Erhebungen über die 
Bewertungsgrandlagen anstellen. § 173 Abs. 1 
der Reichsabgabenordnung ist entsprechend an- 
zuwenden; das Grundrecht der Unverletzlich- 
keit der Wohnung (Artikel 13 des Grund- 
gesetzes) wird insoweit eingeschränkt." 

13. In § 25 erhält die Nummer 1 die folgende Fas- 
sung: 

„1. bei Grundbesitz auf volle 100 Deutsche 
Mark,". 


14. § 26 wird wie folgt geändert: 

♦ 

a) In Satz 1 werden die Worte „und § 11 Ab- 
satz 3" gestrichen. 

b) Der bisherige Wortlaut wird Absatz 1. Es 
wird der folgende Absatz 2 angefügt: 

„(2) Bei der Bewertung von auslän- 
dischem Grundbesitz sind Bestandteile und 
Zubehör zu berücksichtigen. Zahlungsmittel, 
Geldforderangen, Wertpapiere und Geld- 
schulden sind nicht einzubeziehen." 

15. Die Überschrift vor § 28 erhält die folgende 

^ Fassung: 

„B. Land- und forstwirtschaftliches Vermögen 
I. Allgemeines" 


Die Steuerpflichtigen haben auf Grund allge- 
meiner oder besonderer Aufforderung Erklä- 
rungen für die Feststellung des Einheitswerts 
abzugeben. Die Erklärungen sind Steuererklä- 
rungen im Sinne des § 166 der Reichsabgaben- 
ordnung. 

§ 24 c 

unverändert 


13. § 25 erhält die folgende Fassung: 

♦ 

„§ 25 

Abrundung 

Die Einheitswerte werden nach unten abge- 
rundet: 

1. beim Grundbesitz auf volle hundert Deut- 
sche Mark, 

2. bei gewerblichen Betrieben und Mineral- 
gewinnungsrechten auf volle tausend 
Deutsche Mark." 

14. unverändert 


15. unverändert 
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Entwurf 

16. Die §§28 bis 49 werden durch die folgenden 
§§ 28 bis 49 f ersetzt: 

„§ 28 

Begriff des land- und forstwirtschaftlichen 
Vermögens 

(1) Zum land- und forstwirtschaftlichen Ver- 
mögen gehören alle Wirtschaftsgüter, die einem 
Betrieb der Land- und Forstwirtschaft dauernd 
zu dienen bestimmt sind. Betrieb der Land- und 
Forstwirtschaft ist die wirtschaftliche Einheit 
des land- und forstwirtschaftlichen Vermögens. 

(2) Zu den Wirtschaftsgütern, die einem Be- 
trieb der Land- und Forstwirtschaft dauernd zu 
dienen bestimmt sind, gehören insbesondere 
der Grund und Boden, die Wohn- und Wirt- 
schaftsgebäude, die stehenden Betriebsmittel 
und ein normaler Bestand an umlaufenden Be- 
triebsmitteln; als normaler Bestand gilt ein 
solcher, der zur gesicherten Fortführung des Be- 
triebs erforderlich ist. 

(3) Zum land- und forstwirtschaftlichen Ver- 
mögen gehören nicht 

1. Zahlungsmittel, Geldforderungen, Ge- 
schäftsguthaben und Wertpapiere, 

2. Geldschulden, 

3. über den normalen Bestand hinaus- 
gehende Bestände (Überbestände) an 
umlaufenden Betriebsmitteln, 

4. Tierbestände oder Zweige des Tier- 
bestands und die hiermit zusammen- 
hängenden sonstigen Wirtschaftsgüter 
(z. B. Gebäude, abgrenzbare Gebäude- 
teile, Betriebsmittel), wenn die Tiere 
weder nach § 39 a zur landwirtschaft- 
lichen Nutzung noch nach § 48 zur 
sonstigen land- und forstwirtschaft- 
lichen Nutzung gehören. Die Zuge- 
hörigkeit der landwirtschaftlich ge- 
nutzten Flächen zum land- und forst- 
wirtschaftlichen Vermögen wird hier- 
durch nicht berührt, es sei denn, die 
gesamten Tierbestände gehören nicht 
zum land- und forstwirtschaftlichen 
Vermögen. 

§ 29 

Betrieb der Land- und Forstwirtschaft 

(1) Ein Betrieb der Land- und Forstwirtschaft 
umfaßt 

1. den Wirtschaftsteil, 

2. den Wohnteil. 

(2) Der Wirtschaftsteil eines Betriebs der 
Land- und Forstwirtschaft umfaßt 

1. die land- und forstwirtschaftlichen 
Nutzungen: 


Beschlüsse des 14. Ausschusses 

16. Die §§ 28 bis 49 werden durch die folgenden 
§§ 28 bis 49 d ersetzt: 

§ 28 

Begriff des land- und forstwirtschaftlichen 
Vermögens 

(1) unverändert 


(2) unverändert 


(3) Zum land- und forstwirtschaftlichen Ver- 
mögen gehören nicht 

1. unverändert 

2. unverändert 

3. unverändert 

4. Tierbestände oder Zweige des Tier- 
bestands und die hiermit zusammen- 
hängenden Wirtschaftsgüter (z. B. Ge- 
bäude und abgrenzbare Gebäudeteile 
mit den dazugehörenden Flächen, Be- 
triebsmittel), wenn die Tiere weder 
nach § 39 a zur landwirtschaftlichen 
Nutzung noch nach § 48 zur sonstigen 
land- und forstwirtschaftlichen Nut- 
zung gehören. Die Zugehörigkeit der 
landwirtschaftlich genutzten Flächen 
zum land- und forstwirtschaftlichen 
Vermögen wird hierdurch nicht be- 
rührt. 

§ 29 

Betrieb der Land- und Forstwirtschaft 
(1) unverändert 


(2) Der Wirtschaftsteil eines Betriebs der 
Land- und Forstwirtschaft umfaßt 

1. unverändert 
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a) die landwirtschaftliche Nutzung, 

b) die forstwirtschaftliche Nutzung, 

c) die weinbauliche Nutzung, 

d) die gärtnerische Nutzung, 

e) die sonstige land- und forstwirt- 
wirtschaftliche Nutzung; 

2. die folgenden nicht zu einer Nutzung 
nach Nummer 1 gehörenden Wirt- 
schaftsgüter und Grundstücks flächen: 

a) Abbauland (§ 37), 

b) Geringstland (§ 38), 

c) Unland (§38 a); 

3. die Nebenbetriebe (§ 36). 

(3) Der Wohnteil eines Betriebs der Land- 
und Forstwirtschaft umfaßt die Wohngebäude 
und die für Wohnzwecke benutzten Gebäude- 
teile des Betriebs. 


(4) In den Betrieb sind auch dem Eigen- 
tümer des Grund und Bodens nicht gehörende 
Gebäude, die auf dem Grund und Boden des 
Betriebs stehen, und dem Eigentümer des Grund 
und Bodens nicht gehörende Betriebsmittel, die 
der Bewirtschaftung des Betriebs dienen, ein- 
zubeziehen. 

(5) Anteile des Eigentümers an Grundstücks- 
flächen und an anderen Wirtschaftsgütern kön- 
nen in den Betrieb einbezogen werden, wenn 
sie mit dem Betrieb zusammen genutzt werden. 


(6) Einen Betrieb der Land- und Forstwirt- 
schaft bilden auch Stückländereden. Stücklände- 
reien sind einzelne land- und forstwirtschaft- 
lich genutzte Grundstücksflächen, bei denen die 
Wirtschaftsgebäude oder die Betriebsmittel oder 
beide Arten von Wirtschaftsgütern nicht dem 
Eigentümer des Grund und Bodens gehören. 

§ 30 

Bewertungsstichtag 

(1) Für die Größe des Betriebs sowie für den 
Umfang und Zustand der Gebäude und der ste- 
henden Betriebsmittel sind die Verhältnisse im 
Feststellungszeitpunkt maßgebend. 


Beschlüsse des 14. Ausschusses 


2. die folgenden nicht zu einer Nutzung 
nach Nummer 1 gehörenden Wirt- 
schaftsgüter: 

a) Abbauland (§ 35), 

b) Geringstland (§ 36), 

c) Unland (§ 37), 

3. die Nebenbetriebe (§ 34). 

(3) Der Wohnteil eines Betriebs der Land- 
und Forstwirtschaft umfaßt die Gebäude und 
Gebäudeteile, soweit sie dem Inhaber des Be- 
triebs, den zu seinem Haushalt gehörenden 
Familienangehörigen und den Altenteilern zu 
Wohnzwecken dienen. 

(4) unverändert 


(5) Ein Anteil des Eigentümers eines Be- 
triebs der Land- und Forstwirtschaft an einem 
Wirtschaftsgut ist in den Betrieb einzubeziehen, 
wenn es mit dem Betrieb zusammen genutzt 
wird. 

(5 a) In einen Betrieb der Land- und Forst- 
wirtschaft, der von einer Gesellschaft oder Ge- 
meinschaft des bürgerlichen Rechts betrieben 
wird, sind auch die Wirtschaftsgüter einzube- 
ziehen, die einem oder mehreren Beteiligten ge- 
hören und dem Betrieb zu dienen bestimmt 
sind. 

(6) Einen Betrieb und Land- und Forstwirt- 
schaft bilden auch Stückländereien. Stücklände- 
reien sind einzelne land- und forstwirtschaftlich 
genutzte Flächen, bei denen die Wirtschafts- 
gebäude oder die Betriebsmittel oder beide Ar- 
ten von Wirtschaftsgütern nicht dem Eigen- 
tümer des Grund und Bodens gehören. 

§ 30 

Bewertungsstichtag 

(1) Für die Größe des Betriebs sowie für den 
Umfang und den Zustand der Gebäude und der 
stehenden Betriebsmittel sind die Verhältnisse 
im Feststellungszeitpunkt maßgebend. 
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(2) Für die umlaufenden Betriebsmittel ist 
der Stand am Ende des Wirtschaftsjahres maß- 
gebend, das dem Feststellungszeitpunkt voran- 
gegangen ist. 

5 30 a 

Zusammensetzung des Einheitswerts 

(1) Der Einheitswert umfaßt den Wert für 
den Wirtschaftsteil (' Wirtschaf tswert) und den 
Wert für den Wohnteil (Wohnungswert). 

(2) Der Wirtschaftswert wird gebildet aus 
den Vergleichswerten (§ 33) und den Abschlä- 
gen und Zuschlägen (§35) sowie aus den Wer- 
ten der nach §§ 36 bis 38 a gesondert zu bewer- 
tenden Grundstücksflächen und sonstigen Wirt- 
schaftsgüter. Für seine Ermittlung gelten außer 
den Bestimmungen in den §§31 bis 38 a auch 
die besonderen Vorschriften in den §§ 39 bis 
48. 


siehe § 31 Abs. 1 


siehe § 31 Abs. 2 


siehe § 32 Abs. 1 


5 31 

Bewertungsgrundsatz, Ertragswert 

(1) Bei der Wertermittlung werden unbe- 
schadet der Regelung, die in § 38 b für den 
Wohnungswert getroffen ist, die Grundsätze 
über die Bewertung nach Ertragswerten ange- 
wendet. 

(2) Ertragswert ist das Achtzehnfache des 
Reinertrags, der im Durchschnitt der Jahre 
nachhaltig erzielt werden kann (Ertragsfähig- 
keit). Dabei ist davon auszugehen, daß die Be- 
wirtschaftung unter gewöhnlichen Verhältnis- 
sen ordnungsmäßig, gemeinüblich und mit ent- 
lohnten fremden Arbeitskräften erfolgt. Außer- 
dem ist zu unterstellen, daß der Betrieb schul- 
denfrei ist. 


Beschlüsse des 14. Ausschusses 
(2) unverändert 


siehe § 38 b 


siehe § 38 


§ 30 a 

Bewertungsgrundsätze 

(1) Bei der Bewertung ist unbeschadet der 
Regelung, die in § 38 a für den Wohnungswert 
getroffen ist, der Ertragswert zugrunde zu 
legen. 

(2) Bei der Ermittlung des Ertragswerts ist 
von der Ertragsfähigkeit auszugehen. Ertrags- 
fähigkeit ist der bei ordnungsmäßiger und 
schuldenfreier Bewirtschaftung mit entlohnten 
fremden Arbeitskräften gemeinhin und nach- 
haltig erzielbare Reinertrag. Ertragswert ist das 
Achtzehnfache dieses Reinertrags. 

(3) Bei der Beurteilung der Ertragsfähigkeit 
sind die Ertragsbedingungen zu berücksichti- 
gen, soweit sie nicht unwesentlich sind. 

siehe § 30 a 


§ 30 b 

Ermittlung des Ertragswerts 

siehe § 33 Abs. 1 und 2 und § 34 Abs. 1 (1) Der Ertragswert der Nutzungen wird 

durch ein vergleichendes Verfahren (§§ 31 
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siehe § 33 Abs. 5 


siehe § 34 Abs. 1 und 3 


siehe § 32 Abs. 2 


siehe § 32 Abs. 3 


§ 32 

Ertragsbedingungen 

(1) Bei der Beurteilung der Ertragsfähigkeit 
(§ 31 Abs. 2) sind die auf sie einwirkenden Um- 
stände zu berücksichtigen, soweit sie nicht un- 
wesentlich sind, 

(2) Zugrunde zu legen sind 

1. die tatsächlichen Verhältnisse für 
a) die natürlichen Ertragsbedingun- 


Beschlüsse des 14. Ausschusses 

bis 33) ermittelt. Das vergleichende Verfahren 
kann auch auf Nutzungsteile angewendet wer- 
den. 

(2) Kann ein vergleichendes Verfahren nicht 
durchgeführt werden, so ist der Ertragswert 
nach der Ertragsfähigkeit der Nutzung unmit- 
telbar zu ermitteln (Einzelertragswertverfah- 
ren). 

§ 31 

Vergleichszahl r Ertragsbedingungen 

(1) Die Unterschiede der Ertragsfähigkeit der 
gleichen Nutzung in den verschiedenen Betrie- 
ben werden durch Vergleich der Ertragsbedin- 
gungen beurteilt und vorbehaltlich der §§ 42 
und 48 durch Zahlen ausgedrückt, die dem Ver- 
hältnis der Reinerträge entsprechen (Vergleichs- 
zahlen). 

( 2 ) Bei dem Vergleich der Ertragsbedingun- 
gen sind zugrunde zu legen 

1. die tatsächlichen Verhältnisse für: 

a) die natürlichen Ertragsbedingun- 
gen, insbesondere Bodenbeschaf- 
fenheit, Geländegestaltung, klima- 
tische Verhältnisse, 

b) die folgenden wirtschaftlichen Er- 
tragsbedingungen : 

aa) innere Verkehrslage (Lage für 
die Bewirtschaftung der Be- 
triebsfläche), 

bb) äußere Verkehrslage (insbe- 
sondere Lage für die Anfuhr 
der Betriebsmittel und die Ab- 
fuhr der Erzeugnisse), 
cc) Betriebsgröße; 

2. die in der Gegend als regelmäßig an- 
zusehenden Verhältnisse für die in 
Nummer 1 Buchstabe b nicht bezeich- 
neten wirtschaftlichen Ertragsbedin- 
gungen, insbesondere Preise und 
Löhne, Betriebsorganisation, Betriebs- 
mittel. 

(3) Bei Stückländereien sind die wirtschaft- 
lichen Ertragsbedingungen nach Absatz 2 Nr. 1 
Buchstabe b mit den regelmäßigen Verhältnis- 
sen der Gegend anzusetzen. 


siehe § 30 a Abs. 3 


siehe § 31 Abs. 2 
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gen (Boden und Wasser , Gelände- 
form, Klima), 

b) die folgenden wirtschaftlichen Er- 
tragsbedingungen: 

aa) innere Verkehrslage (Lage für 
die Bewirtschaftung der Be- 
triebsflächen), 

bb) äußere Verkehrslage (Lage 
für die Anfuhr der Betriebs- 
mittel und die Abfuhr der Er- 
zeugnisse), 

cc) Betriebsgröße; 

2. die in der Gegend als regelmäßig an- 
zusehenden Verhältnisse für 

a) die in Nummer 1 Buchstabe b nicht 

bezeichneten wirtschaftlichen Er- 
t r a gsb e d ingungen , insb es o nd e r e 

Preise und Löhne, 

b) die übrigen zu berücksichtigenden 
Umstände, insbesondere die Be- 
triebsmittel. 

(3) Bei Stückländereien sind die wirtschaft- 
lichen Ertragsbedingungen nach Absatz 2 Nr. 1 
Buchstabe b mit den regelmäßigen Verhältnis- 
sen der Gegend anzusetzen. 


siehe § 34 Abs. 2 


siehe § 34 Abs. 2, § 49 e Abs. 5 und § 49 f 


siehe § 34 Abs. 4 


Beschlüsse des 14. Ausschusses 


siehe § 31 Abs. 3 


§ 32 

Bewertungsstützpunkte 

(1) Zur Sicherung der Gleichmäßigkeit der 
Bewertung werden in einzelnen Betrieben mit 
gegendüblichen Ertragsbedingungen die Ver- 
gleichszahlen von Nutzungen und Nutzungs- 
teilen vorweg ermittelt (Hauptbewertungsstütz- 
punkte). Die Vergleichszahlen der Hauptbewer- 
tungsstützpunkte werden vom Bewertungsbei- 
rat (§§ 49 bis 49 c) vorgeschlagen und durch 
Rechtsverordnung festgesetzt. Die Vergleichs- 
zahlen der Nutzungen und Nutzungsteile in den 
übrigen Betrieben werden durch Vergleich mit 
den Vergleichszahlen der Hauptbewertungs- 
stützpunkte ermittelt. § 42 bleibt unberührt. 

(2) Die Hauptbewertungsstützpunkte können 
durch Landes-Bewertungsstützpunkte und Orts- 
Bewertungsstützpunkte als Bewertungsbeispiele 
ergänzt werden. Die Vergleichszahlen der Lan- 
des-Bewertungsstützpunkte werden vom Gut- 
achterausschuß (§ 49 d), die Vergleichszahlen 
der Orts-Bewertungsstützpunkte von den Lan- 
desfinanzbehörden ermittelt. Die Vergleichszah- 
len der Landes-Bewertungsstützpunkte und 
Orts-Bewertungsstützpunkte können bekannt- 
gegeben werden. 

(3) Zugepachtete Flächen, die zusammen mit 
einem Bewertungsstützpunkt bewirtschaftet 
werden, können bei der Ermittlung der Ver- 
gleichszahlen mit berücksichtigt werden. Bei der 
Feststellung des Einheitswerts eines Betriebs, 
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Beschlüsse des 14. Ausschusses 


siehe § 34 Abs. 2 und 5 und § 33 Abs. 1 und 2 


siehe § 33 Abs. 4 


der als Bewertungsstützpunkt dient, sind zuge- 
pachtete Flächen nicht zu berücksichtigen (§ 2 
Abs. 2). 

§ 32 a 

Ermittlung des Vergleichs werts 


(1) Zum Hauptfeststellungszeitpunkt wird für 
die landwirtschaftliche, die weinbauliche und 
die gärtnerische Nutzung oder für deren Teile 
der 100 Vergleichszahlen entsprechende Ertrags- 
wert vorbehaltlich Absatz 2 durch besonderes 
Gesetz festgestellt. Aus diesem Ertragswert 
wird der Ertragswert für die einzelne Nutzung 
oder den Nutzungsteil in den Betrieben mit 
Hilfe der Vergleichszahlen abgeleitet (Ver- 
gleichswert). Der auf einen Hektar bezogene 
Vergleichs wert ist der Hektarwert. 

(2) Für die Hauptfeststellung auf den Beginn 
des Kalenderjahres 1964 betragen die 100 Ver- 
gleichszahlen entsprechenden Ertragswerte bei 


der landwirtschaftlichen Nutzung 
ohne Hopfen und Spargel 
Hopfen 
Spargel 


37,26 DM 
254,00 DM 
76,50 DM 


der weinbaulichen Nutzung 


200,00 DM 


den gärtnerischen Nutzungsteilen 

Gemüse-, Blumen- und Zier- 
pflanzenbau 


Obstbau 

Baumschulen 


108,00 DM 
72,00 DM 
221,40 DM. 


(3) Die Hoffläche und die Gebäudefläche des 
Betriebs sind in die einzelne Nutzung einzube- 
ziehen, soweit sie ihr dienen. Hausgärten bis 
zur Größe von 10 Ar sind zur Hof- und Ge- 
bäudefläche zu rechnen. Wirtschaftswege, Hek- 
ken, Gräben, Grenzraine und dergleichen sind 
in die Nutzung einzubeziehen, zu der sie ge- 
hören; dies gilt auch für Wasserflächen, soweit 
sie nicht Unland sind oder zur sonstigen land- 
und forstwirtschaftlichen Nutzung (§ 48) ge- 
hören. 


(4) Das Finanzamt hat bei Vorliegen eines 
rechtlichen Interesses dem Steuerpflichtigen Be- 
wertungsgrundlagen und Bewertungsergebnisse 
der Nutzung oder des Nutzungsteils von Be- 
wertungsstützpunkten, die bei der Ermittlung 
der Vergleichs werte seines Betriebs herange- 
zogen worden sind, anzugeben. 


5 33 

Vergleichswert und Hektarwert 

(1) Vergleichswert ist der für die einzelne siehe § 30 b Abs. 1 und § 32 a Abs. 1 

Nutzung in einem vergleichenden Verfahren 
(§ 34) nach ihrer Ertragsfähigkeit ermittelte 
Wert. 
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(2) Das vergleichende Verfahren kann auch 
auf Nutzungsteile (z. B . bei gärtnerischer Nut- 
zung Blumen- und Gemüsebau , Obstbau, Baum- 
schulen) gesondert angewendet werden. 

(3) Der auf die Flächeneinheit eines Hektars 
bezogene Vergleichswert ist der Hektarwert. 

(4) Die Hof- und Gebäudefläche des Betriebs 
ist in die einzelne Nutzung einzubeziehen, so- 
weit sie ihr dient. Hausgärten bis zur Größe 
von 10 Ar sind zur Hof- und Gebäudefläche zu 
rechnen. Wirtschaftswege, Hecken, Gräben, 
Grenzraine und dergleichen sind in die Nutzung 
einzubeziehen, zu der sie gehören; dies gilt 
auch für Wasserflächen, soweit sie nicht Unland 
sind. 

(5) Kann ein Vergleich nicht durchgeführt 
werden, so gilt als Vergleichswert der Ertrags- 
wert, der nach der Ertragsfähigkeit für die Nut- 
zung (den Nutzungsanteil) abweichend von Ab- 
satz 1 unmittelbar zu ermitteln ist (Einzeler- 
tragswert). 


siehe § 35 Abs. 1 


siehe § 35 Abs. 2 


siehe § 35 Abs. 3 


§ 34 

Vergleichendes Verfahren 

(1) Im vergleichenden Verfahren werden für 
die zu den einzelnen Betrieben der Land- und 
Forstwirtschaft gehörenden Nutzungen dersel- 
ben Art (§ 29 Abs. 2 Nr. 1) oder für Teile dieser 
Nutzungen Werte durch Vergleich der sich aus 
den unterschiedlichen Ertragsbedingungen er- 
gebenden Ertragsfähigkeit ermittelt. 


Beschlüsse des 14. Ausschusses 
siehe § 30 b Abs. 1 


siehe § 32 a Abs. 1 

siehe § 32 a Abs. 3 


siehe § 30 b Abs. 2 


§ 33 

Abschläge und Zuschläge 

(1) Ein Abschlag oder ein Zuschlag am Ver- 
gleichswert ist zu machen, wenn 

1. die tatsächlichen Verhältnisse bei 
einer Nutzung oder einem Nutzungs- 
teil von den bei der Bewertung unter- 
stellten regelmäßigen Verhältnissen 
der Gegend (§ 31 Abs. 2 Nr. 2) erheb- 
lich abweichen und 

2. die Abweichung eine Änderung des 
Vergleichswertes der Nutzung oder 
des Nutzungsteiles um mehr als den 
zehnten Teil, mindestens aber um 
1000 Deutsche Mark, oder um mehr 
als 10 000 Deutsche Mark, bewirkt. 

(2) Der Abschlag oder der Zuschlag ist nach 
der durch die Abweichung bedingten Minde- 
rung oder Steigerung der Ertragsfähigkeit zu 
bemessen. 

(3) Bei Stückländereien sind weder Ab- 
schläge für fehlende Betriebsmittel beim Eigen- 
tümer des Grund und Bodens noch Zuschläge 
für Überbestand an diesen Wirtschaftsgütern 
bei deren Eigentümern zu machen. 


siehe § 30 b Abs. 1 und § 31 Abs. 1 
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(2) Zur Durchführung des vergleichenden 
Verfahrens werden nach ihren Ertragsbedin- 
gungen geeignete Nutzungen oder Nutzungs- 
teile als Bewertungsstützpunkte ( Hauptbe- 
wertungsstützpunkte , Landes-Bewertungsstütz- 
punkte , Orts-Bewertungsstützpunkte) vorweg 
bewertet. Die nicht als Bewertungsstützpunkte 
bewerteten Nutzungen oder Nutzungsteile wer- 
den durch Vergleich ihrer Ertragsfähigkeit mit 
der Errtagsfähigkeit der Bewertungsstützpunkte 
bewertet. 

(3) Im Rahmen des vergleichenden Verfah- 
rens wird die Ertragsfähigkeit der Nutzungen 
oder Nutzungsteile durch eine Vergleichszahl 
ausgedrückt . Die Vergleichszahl ist vorbehalt- 
lich der §§ 39 b, 42, 47 und 48 ein Hundertsatz ; 
der Hundertsatz gibt an, in welchem Verhältnis 
der Hektarwert zu dem Hektarwert einer Nut- 
zung mit dem Hundertsatz 100 steht. 

(4) Soweit es die Eignung als Bewertungs- 
stützpunkt erfordert, können bei ihm zugepach- 
tete Flächen mit berücksichtigt werden. In die- 
sen Fällen ist der Vergleichswert, der für die 
Nutzung oder den Nutzungsteil bei der Ermitt- 
lung des Einheitswerts des Betriebs anzusetzen 
ist, nach Absatz 2 Satz 2 zu ermitteln. 

(5) Der Hektarwert bei dem Hundertsatz 100 
sowie die Hundertsätze, Hektarwerte oder son- 
stigen Vergleichszahlen der Hauptbewertungs- 
stützpunkte nach Absatz 2 werden entspre- 
chend der Ertragsfähigkeit (§ 31 Abs. 2) durch 
Rechtsverordnung festgesetzt. Ferner kann 
durch Rechtsverordnung Näheres über die Er- 
mittlung der Ertragsfähigkeit der nicht als 
Hauptbewertungsstützpunkte bewerteten Nut- 
zungen oder Nutzungsteile bestimmt werden. 


siehe § 36 Abs. 1 


siehe § 36 Abs. 2 

§ 35 

Abschläge und Zuschläge 

(1) Abschläge und Zuschläge sind zu machen, 
wenn 

1. die tatsächlichen Verhältnisse bei einer 
Nutzung oder einem Nutzungsteil 
von den bei der Bewertung unter- 
stellten regelmäßigen Verhältnissen 
der Gegend (§ 32 Abs. 2 Nr. 2) ab- 
weichend und 


Beschlüsse des 14. Ausschusses 
s i e h e § 32 Abs. 1 und 2 und § 32 a Abs. 1 


siehe § 31 Abs. 1 


siehe § 32 Abs. 3 


siehe § 32 a Abs. 1 


§ 34 

Nebenbetriebe 

(1) Nebenbetriebe sind Betriebe, die dem 
Hauptbetrieb zu dienen bestimmt sind und 
nicht einen selbständigen gewerblichen Betrieb 
darstellen. 

(2) Die Nebenbetriebe sind gesondert mit 
dem Einzelertragswert zu bewerten. 


siehe § 33 Abs. 1 


2. die Abweichung eine Änderung des 
Vergleichswertes der Nutzung oder 
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des Nutzungsteiles um mehr als den 
zehnten Teil, mindestens aber um 
500 Deutsche Mark, oder um mehr als 
10 000 Deutsche Mark, bewirkt. 

(2) Der Abschlag oder der Zuschlag ist nach 
der durch die Abweichung bedingten Minde- 
rung oder Steigerung der Ertragsfähigkeit zu 
bemessen. 

(3) Bei Stückländereien sind weder Ab- 
schläge für fehlende Betriebsmittel beim Eigen- 
tümer des Grund und Bodens noch Zuschläge 
für Überbestand an diesen Wirtschaf tsgütem 
bei deren Eigentümern zu machen. 


siehe § 37 Abs. 1 


siehe § 37 Abs. 2 

5 36 

Nebenbetriebe 

(1) Nebenbetriebe sind Betriebe, die dem 
Hauptbetrieb zu dienen bestimmt sind und 
nicht einen selbständigen gewerblichen Betrieb 
darstellen. 

(2) Die Nebenbetriebe sind gesondert mit 
dem Einzelertragswert zu bewerten. 


siehe § 38 Abs. 1 


siehe § 38 Abs. 2 

§ 37 

Abbauland 

(1) Zum Abbauland gehören die Flüchen des 
Betriebs , die durch Abbau der Bodensubstanz 
nutzbar gemacht werden (Sand-, Kies-, Lehm- 
gruben, Steinbrüche, Torfstiche und derglei- 
chen) . 

(2) Das Abbauland ist gesondert mit dem 
Einzelertragswert zu bewerten. 
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siehe § 33 Abs. 2 


siehe § 33 Abs. 3 


§ 35 

Abbauland 

(1) Zum Abbauland gehören die Betriebsflä- 
chen, die durch Abbau der Bodensubstanz über- 
wiegend für den Betrieb nutzbar gemacht wer- 
den (Sand-, Kies-, Lehmgruben, Steinbrüche, 
Torfstiche und dergleichen). 

(2) Das Abbauland ist gesondert mit dem 
Einzelertragswert zu bewerten. 


siehe § 34 Abs. 1 


siehe § 34 Abs. 2 

§ 36 

Geringstland 

(1) Zum Geringstland gehören die Betriebs- 
flächen geringster Ertragsfähigkeit, für die nach 
dem Bodenschätzungsgesetz vom 16. Oktober 
1934 (Reichsgesetzbl. I S. 1050) keine Wertzah- 
len festzustellen sind. 

(2) Geringstland ist mit einem Elektarwert 
von 50 Deutschen Mark zu bewerten. 


siehe § 35 Abs. 1 


siehe § 35 Abs. 2 
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siehe § 38 a Abs. 1 


5 38 

Geringstland 

(1) Zum Geringstland gehören die Grund- 
stücksflächen geringster Ertragsfähigkeit, für 
die nach dem Bodenschätzungsgesetz vom 
16. Oktober 1934 (Reichsgesetzbl. I S. 1050) 
keine Wertzahlen festzustellen sind. 

(2) Das Geringstland ist mit besonderen 
Hektarwerten von mindestens 100 und höch- 
stens 300 Deutsche Mark zu bewerten. Die Hek- 
tarwerte werden nach Maßgabe der erzielbaren 
Erträge durch Rechtsverordnung festgesetzt; da- 
bei können Wertgruppen gebildet werden. 


siehe § 30 a Abs. 2 


5 38 a 

Uni and 

(1) Zum Unland gehören die Grundstücks- 
flächen, die auch bei geordneter Wirtschafts- 
weise keinen Ertrag abwerfen können. 

(2) Unland wird nicht bewertet. 


siehe § 38 b 
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§ 37 

Unland 

(1) Zum Unland gehören die Betriebsflächen, 
die auch bei geordneter Wirtschaftsweise kei- 
nen Ertrag abwerfen können. 

(2) Unland wird nicht bewertet. 


siehe § 36 Abs. 1 


siehe § 36 Abs. 2 


§ 38 

Wirtschaftswert 

Aus den Vergleichswerten (§ 32 a Abs. 1) und 
den Abschlägen und Zuschlägen (33), aus den 
Einzelertragswerten sowie aus den Werten der 
nach §§ 34 bis 36 gesondert zu bewertenden 
Wirtschaftsgüter wird der Wert für den Wirt- 
schaftsteil (Wirtschaftswert) gebildet. Für seine 
Ermittlung gelten außer den Bestimmungen in 
den §§ 30 bis 37 auch die besonderen Vor- 
schriften in den §§ 39 bis 48. 


siehe § 37 Abs. 1 


§ 38 a 

Wohnungswert 

Der Wert für den Wohnteil (Wohnungswert) 
wird nach den Vorschriften ermittelt, die beim 
Grundvermögen für die Bewertung der Mietwohn- 
grundstücke im Ertragswertverfahren (§§ 51-0 b, 
52 bis 52 d und 53 h) gelten. Bei der Schätzung 
der üblichen Miete (§ 52 a Abs. 2) sind die Be- 
sonderheiten, die sich aus der Lage der Gebäude 
oder Gebäudeteile im Betrieb ergeben, zu be- 
rücksichtigen. Der ermittelte Betrag ist um 
15 vom Hundert zu vermindern. 
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§ 38 b 

Wohnungswert 

Wohnungswert ist der Wert der Wohnge- 
bäude und der für Wohnzwecke benutzten Ge- 
bäudeteile des Betriebs. Für seine Ermittlung 
sind die Grundsätze maßgebend , die beim 
Grundvermögen für die Bewertung der Miet- 
wohngrundstücke im Ertragswertverfahren 
(§§ 51 e bis 52 d und 53h) gelten. Der ermittelte 
Betrag ist um zehn vom Hundert zu vermin- 
dern. 


siehe § 30 a Abs. 1 

§ 38 c 

Verteilung des Einheitswerts 

In den Fällen des § 29 Abs. 4 ist der Ein- 
heitswert nur für die Zwecke anderer Steuern 
als der Grundsteuer nach § 216 Abs. 1 Ziff. 2 
der Reichsabgabenordnung zu verteilen. Der 
danach festgestellte Wert gilt als Einheitswert. 
Bei der Verteilung wird für einen anderen Be- 
teiligten als den Eigentümer des Grund und 
Bodens ein Anteil nicht festgestellt, wenn er 
weniger als 1000 Deutsche Mark beträgt. Die 
Verteilung unterbleibt, wenn die Anteile der 
anderen Beteiligten zusammen weniger als 
1000 Deutsche Mark betragen. 

§ 38 d 

Selbständiger Einheitswert 

Ergibt sich bei der Bewirtschaftung von 
Grundstücksflächen durch einen anderen Nut- 
zungsberechtigten als den Eigentümer ein hö- 
herer Hektarwert (§ 33), als er bei üblicher 
Nutzung anzusetzen wäre, so wird der sich 
daraus ergebende Unterschiedsbetrag bei der 
Feststellung des Einheitswertes für den Eigen- 
tümer nicht berücksichtigt und unter Anwen- 
dung von § 25 für den Nutzungsberechtigten 
als selbständiger Einheitswert festgestellt . Dies 
gilt nicht, wenn der selbständige Einheitswert 
weniger als 1000 Deutsche Mark betragen 
würde. 

II. Besondere Vorschriften 
a) Landwirtschaftliche Nutzung 

§ 39 

Ertragsbedingungen 

(1) Bei der Beurteilung der natürlichen Er- 
tragsbedingungen ($ 32 Abs. 2 Nr. 1 Buch- 
stabe a) ist von den Ergebnissen der Boden- 
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siehe § 38 a 


§ 38 b 

Zusammensetzung des Einheitswerts 

Der Wirtschaftswert und der Wohnungswert 

bilden zusammen den Einheitswert des Betriebs. 

§ 38 c 

Verteilung des Einheitswerts 

In den Fällen des § 29 Abs. 4 ist der Ein- 
heitswert nur für die Zwecke anderer Steuern 
als der Grundsteuer nach § 216 Abs. 1 Ziff. 2 
der Reichsabgabenordnung zu verteilen. Bei der 
Verteilung wird für einen anderen Beteiligten 
als den Eigentümer des Grund und Bodens ein 
Anteil nicht festgestellt, wenn er weniger als 
1000 Deutsche Mark beträgt. Die Verteilung 
unterbleibt, wenn die Anteile der anderen Be- 
teiligten zusammen weniger als 1000 Deutsche 
Mark betragen. In den Fällen des § 29 Abs. 5 a 
gelten die Sätze 1 bis 3 entsprechend. 

§ 38 d 

entfällt 


II. Besondere Vorschriften 
a) Landwirtschaftliche Nutzung 
§ 39 

Ertragsbedingungen 

(1) Bei der Beurteilung der natürlichen Er- 
tragsbedingungen (§ 31 Abs. 2 Nr. 1 Buch- 
stabe a) ist von den Ergebnissen der Boden- 
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Schätzung nach dem Bodenschätzungsgesetz aus- 
zugehen. Dies gilt auch für das Bodenartenver- 
hältnis. 

(2) Ist durch die natürlichen Verhältnisse ein 
anderes als das in der betreffenden Gegend 
regelmäßige Kulturartenverhältnis bedingt, so 
ist abweichend von § 32 Abs. 2 Nr. 2 das tat- 
sächliche Kulturartenverhältnis maßgebend. 

§ 39 a 

Tierbestände 

(1) Tierbestände gehöien in vollem Umfang 
zur landwirtschaftlichen Nutzung, wenn im 
Wirtschaftsjahr 

für die ersten 10 Hektar 

nicht mehr als 6,5 Vieheinheiten, 
für die nächsten 10 Hektar 

nicht mehr als 5 Vieheinheiten, 
für die nächsten 20 Hektar 

nicht mehr als 3,5 Vieheinheiten 
und für die weitere Fläche 

nicht mehr als 2 Vieheinheiten 


je Hektar der vom Inhaber des Betriebs regel- 
mäßig landwirtschaftlich genutzten Flächen er- 
zeugt oder gehalten werden. Die Tierbestände 
sind nach dem Futterbedarf in Vieheinheiten 
umzu rechnen. 

(2) übersteigt die Anzahl der Vieheinheiten 
nachhaltig die in Absatz 1 bezeichnete Grenze, 
so gehören nur die Zweige des Tierbestands 
zur landwirtschaftlichen Nutzung, deren Vieh- 
einheiten zusammen diese Grenze nicht über- 
schreiten. Zunächst sind mehr flächenabhängige 
Zweige des Tierbestands und danach weniger 
flächenabhängige Zweige des Tierbestands zur 
landwirtschaftlichen Nutzung zu rechnen. Inner- 
halb jeder dieser Gruppen sind zuerst Zweige 
des Tierbestands mit der geringeren Anzahl 
von Vieheinheiten und dann Zweige mit der 
größeren Anzahl von Vieheinheiten zur land- 
wirtschaftlichen Nutzung zu rechnen. Der Tier- 
bestand des einzelnen Zweiges wird nicht auf- 
geteilt. 

(3) Als Zweig des Tierbestands gilt bei jeder 
Tierart für sich 

1. das Zugvieh, 

2. das Zuchtvieh, 

3. das Mastvieh, 

4. das übrige Nutzvieh. 

Das Zuchtvieh einer Tierart gilt nur dann als 
besonderer Zweig des Tierbestands, wenn die 
erzeugten Jungtiere überwiegend zum Verkauf 
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Schätzung nach dem Bodenschätzungsgesetz aus- 
zugehen. Dies gilt auch für das Bodenartenver- 
hältnis. 

(2) Ist durch die natürlichen Verhältnisse ein 
anderes als das in der betreffenden Gegend 
regelmäßige Kulturartenverhältnis bedingt, so 
ist abweichend von § 31 Abs. 2 Nr. 2 das tat- 
sächliche Kulturartenverhältnis maßgebend. 

§ 39 a 

Tierbestände 

(1) Tierbestände gehören in vollem Umfang 
zur landwirtschaftlichen Nutzung, wenn im 
Wirtschaftsjahr 

für die ersten 5 Hektar 

nicht mehr als 10 Vieheinheiten, 

für die nächsten 5 Hektar 

nicht mehr als 8 Vieheinheiten, 

für die nächsten 10 Hektar 

nicht mehr als 6 Vieheinheiten, 
für die nächsten 20 Hektar 

nicht mehr als 3 Vieheinheiten 
und für die weitere Fläche 

nicht mehr als 2 Vieheinheiten 

je Hektar der vom Inhaber des Betriebs regel- 
mäßig landwirtschaftlich genutzten Flächen er- 
zeugt oder gehalten werden. Die Tierbestände 
sind nach dem Futterbedarf in Vieheinheiten 
umzurechnen. 

(2) unverändert 


(3) unverändert 
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bestimmt sind. Ist das nicht der Fall, so ist das 
Zuchtvieh dem Zweig des Tierbestands zuzu- 
rechnen, dem es überwiegend dient. 

(4) Der Umrechnungsschlüssel für Tierbe- 
stände in Vieheinheiten sowie die Gruppen der 
mehr oder weniger flächenabhängigen Zweige 
des Tierbestandes sind aus den Anlagen 1 und 2 
zu entnehmen. Für die Zeit von einem nach dem 
1. Januar 1964 liegenden Hauptfeststellungs- 
zeitpunkt an können der Umrechnungsschlüssel 
für Tierbestände in Vieheinheiten sowie die 
Gruppen der mehr oder weniger flächenab- 
hängigen Zweige des Tierbestands durch Rechts- 
verordnung Änderungen der wirtschaftlichen 
Gegebenheiten, auf denen sie beruhen, angepaßt 
werden. 

(5) Absätze 1 bis 4 gelten nicht für Pelztiere. 
Pelztiere gehören nur dann zur landwirtschaft- 
lichen Nutzung, wenn die erforderlichen Futter- 
mittel überwiegend von den vom Inhaber des 
Betriebs landwirtschaftlich genutzten Flächen 
gewonnen sind. 

§ 39 b 

Sonderkulturen 

(1) Grundstücksflächen, die dem Anbau von 
Hopfen, Spargel, Korbweiden oder anderen 
Sonderkulturen dienen, sind einschließlich der 
Pflanzenbestände und der dazugehörenden 
Wirtschaftsgüter gemäß § 33 Abs. 2 gesondert 
zu bewerten. Ihre Hektarwerte können durch 
Rechtsverordnung abweichend von § 34 nach 
der Ertragsfähigkeit (§ 31 Abs. 2) allgemein be- 
stimmt werden. 

(2) Abweichend von § 30 Abs. 1 sind für den 
Umfang der zum Anbau von einjährigen Son- 
derkulturen genutzten Flächen die Verhältnisse 
an dem 30. Juni maßgebend, der dem Feststel- 
lungszeitpunkt vorangegangen ist. 

b) Forstwirtschaftliche Nutzung 
§ 40 

Umlaufende Betriebsmittel 

Eingeschlagenes (liegendes) Holz gehört zum 
normalen Bestand an umlaufenden Betriebsmit- 
teln, soweit es den jährlichen Nutzungssatz 
nicht übersteigt. 


§ 41 

Bewertungsstichtag 

Abweichend von § 30 Abs. 1 sind für den Zu- 
stand des Holzbestandes die tatsächlichen Ver- 
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(4) u n v e r ä n d e r t 


(5) unverändert 


§ 39 b 

Sonderkulturen 

Hopfen, Spargel und andere Sonderkulturen 
sind als landwirtschaftliche Nutzungsteile (§ 30 b 
Abs. 1) zu bewerten. 


b) Forstwirtschaftliche Nutzung 
§ 40 

Umlaufende Betriebsmittel 

Eingeschlagenes Holz gehört zum normalen 
Bestand an umlaufenden Betriebsmitteln, soweit 
es den jährlichen Nutzungssatz nicht übersteigt; 

bei Betrieben, die nicht jährlich einschlagen 
(aussetzende Betriebe), tritt an die Stelle des 
jährlichen Nutzungssatzes ein den Betriebsver- 
hältnissen entsprechender mehrjähriger Nut- 
zungssatz. 

§ 41 

Bewertungsstichtag 

Abweichend von § 30 Abs. 1 sind für den 
Umfang und den Zustand des Bestandes an 
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hältnisse am Ende des Wirtschaftsjahres zu- 
grunde zu legen, das dem Feststellungszeit- 
punkt vorangegangen ist. 

§ 42 

Ermittlung von Vergleichswerten 

(1) Das vergleichende Verfahren ist auf 
Hochwald, Mittelwald und Niederwald als Nut- 
zungsteile gesondert anzuwenden. 

(2) Für die Bewertung des Hochwaldes wer- 
den durch Rechtsverordnung auf die Flächenein- 
heit eines Hektars bezogene Normalwerte für 
die in Betracht kommenden Holzarten und Holz- 
erträge sowie die Hundertsätze, mit denen die 
einzelnen Alters- oder Vorratsklassen am Nor- 
malwert beteiligt sind, bestimmt. Bei der Fest- 
setzung der Normalwerte ist von der Ertrags- 
fähigkeit von Nachhaltsbetrieben mit regelmä- 
ßigen Altersklassen oder Vorratsklassen auszu- 
gehen. Die Hundertsätze des Normalwertes, mit 
denen die einzelnen Altersklassen oder Vor- 
ratsklassen anzusetzen sind, werden nach dem 
Verhältnis der Abtriebswerte bestimmt. 

(3) Der Hektarwert der einzelnen Holz- 
bodenfläche beträgt mindestens 100 Deutsche 
Mark. 
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nicht eingeschlagenem Holz die Verhältnisse 
am Ende des Wirtschaftsjahres zugrunde zu 
legen, das dem Feststellungszeitpunkt voran- 
gegangen ist. 

§ 42 

Ermittlung des Vergleichswerts 

(1) Das vergleichende Verfahren ist auf 
Hochwald als Nutzungsteil (§ 30 b Abs. 1) an- 
zuwenden. 

(2) Die Ertragsfähigkeit des Hochwaldes 
wird vorweg für Nachhaltsbetriebe mit regel- 
mäßigem Alters- oder Vorratsklassenverhältnis 
ermittelt und durch Normalwerte ausgedrückt. 


(3) Normalwert ist der für eine Holzart 
unter Berücksichtigung des Holzertrags auf 
einen Hektar bezogene Ertragswert eines Nach- 
haltsbetriebs mit regelmäßigem Alters- oder 
Vorratsklassenverhältnis. Die Normalwerte 
werden für Bewertungsgebiete vom Bewer- 
tungsbeirat vorgeschlagen und durch Rechts- 
verordnung festgesetzt. Der Normalwert be- 
trägt für die Hauptfeststellung auf den Beginn 
des Kalenderjahres 1964 höchstens 3200 Deut- 
sche Mark (Fichte, Ertragsklasse I A, Bestok- 
kungsgrad 1,0). 

(4) Die Anteile der einzelnen Alters- oder 
Vorratsklassen an den Normalwerten werden 
durch Hundertsätze ausgedrückt. Für jede 
Alters- oder Vorratsklasse ergibt sich der Hun- 
dersatz aus dem Verhältnis ihres Abtriebswerts 
zum Abtriebswert des Nachhaltsbetriebs mit 
regelmäßigem Alters- oder Vorratsklassenver- 
hältnis. Die Hundertsätze werden einheitlich 
für alle Bewertungsgebiete durch Rechtsver- 
ordnung festgesetzt. Sie betragen für die Haupt- 
feststellung auf den Beginn des Kalenderjahres 
1964 höchstens 260 vom Hundert der Normal- 
werte. 

(5) Ausgehend von den nach Absatz 3 fest- 
gesetzten Normalwerten wird für die forstwirt- 
schaftliche Nutzung des einzelnen Betriebs der 
Ertragswert (Vergleichswert) abgeleitet. Dabei 
werden die Hundertsätze auf die Alters- oder 
Vorratsklassen angewendet. 

(6) Der Wert der einzelnen Alters- oder Vor- 
ratsklasse beträgt mindestens 50 Deutsche 
Mark je Hektar. 

(7) Mittelwald und Niederwald sind mit 
50 Deutsche Mark je Hektar anzusetzen. 
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c) Weinbauliche Nutzung 
§ 43 

Umlaufende Betriebsmittel 

Zu dem zur gesicherten Fortführung des Be- 
triebs erforderlichen Bestand an umlaufenden 
Betriebsmitteln gehören bei ausbauenden Be- 
trieben auch die Vorräte an Weinen aus der 
letzten Ernte sowie die noch nicht auf Flaschen 
gefüllten Vorräte an Weinen aus der vorletzten 
Ernte vor dem Bewertungsstichtag. Abschläge 
für Unterbestand an Vorräten dieser Art sind 
nicht zu machen. 

§ 44 

Ermittlung des Vergleichswertes 

(1) Als Bewertungsstützpunkte dienen ge- 
eignete Weinbaulagen. 

(2) Hinsichtlich der inneren Verkehrslage 
sind abweichend von § 32 Abs. 2 Nr. 1 nicht die 
tatsächlichen Verhältnisse, sondern die in der 
Weinbaulage regelmäßigen Verhältnisse zu- 
grunde zu legen. § 35 ist entsprechend anzu- 
wenden. 


siehe § 44 Abs. 2 


d) Gärtnerische Nutzung 
§ 45 

Stichtag für die Bestimmung von Flächen 
mit gärtnerischer Nutzung 

(1) Die zum Anbau von Baumschulgewächsen 
genutzte Fläche wird abweichend von § 30 
Abs. 1 nach den Verhältnissen an dem 15. Sep- 
tember bestimmt, der dem Feststellungszeit- 
punkt vorangegangen ist. 
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(8) Zur Förderung der Gleichmäßigkeit der 
Bewertung wird, ausgehend von den Normal- 
werten des Bewertungsgebiets nach Absatz 3, 
durch den Bewertungsbeirat (§§ 49 bis 49 d) 
für den forstwirtschaftlichen Nutzungsteil Hoch- 
wald in einzelnen Betrieben mit gegendüblichen 
Ertragsbedingungen (Hauptbewertungsstütz- 
punkte) der Vergleichswert vorgeschlagen und 
durch Rechtsverordnung festgesetzt. 


c) Weinbauliche Nutzung 
§ 43 

Umlaufende Betriebsmittel 

Bei ausbauenden Betrieben zählen die Vor- 
räte an Weinen aus der letzten und der vor- 
letzten Ernte vor dem Bewertungsstichtag zum 
normalen Bestand an umlaufenden Betriebs- 
mitteln. Für die Weinvorräte aus der vorletzten 
Ernte vor dem Bewertungsstichtag gilt dies 
jedoch nur, soweit sie nicht auf Flaschen ge- 
füllt sind. Abschläge für Unterbestand an Vor- 
räten dieser Art sind nicht zu machen. 

§ 44 

Bewertungsstützpunkte 

Als Bewertungsstützpunkte dienen Weinbau- 
lagen oder Teile von Weinbaulagen. 

siehe § 44 a 


§ 44 a 

Innere Verkehrslage 

Bei der Berücksichtigung der inneren Verkehrs- 
lage sind abweichend von § 31 Abs. 2 Nr. 1 
nicht die tatsächlichen Verhältnisse, sondern die 
in der Weinbaulage regelmäßigen Verhältnisse 
zugrunde zu legen. § 33 ist entsprechend anzu- 
wenden. 


d) Gärtnerische Nutzung 
§ 45 

Bewertungsstichtag 

(1) Die durch Anbau von Baumschulgewäch- 
sen genutzte Betriebsfläche wird abweichend 
von § 30 Abs. 1 nach den Verhältnissen an dem 
15. September bestimmt, der dem Feststel- 
lungszeitpunkt vorangegangen ist. 
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(2) Die zum Anbau von Blumen und Zier- 
pflanzen sowie von Gemüse genutzten Flachen 
werden abweichend von § 30 Abs. 1 nach den 
Verhältnissen an dem 30. Juni bestimmt, der 
dem Feststellungszeitpunkt vorangegangen ist. 

§ 46 

Ertragsbedingungen 

Bei der Beurteilung der Ertragsfähigkeit sind 
hinsichtlich der ertragsteigernden Anlagen, 
insbesondere der überdachten Anbauflächen, 
die tatsächlichen Verhältnisse des Betriebs zu- 
grunde zu legen. 


§ 47 

Werteinheiten 

Die Ertragsfähigkeiten des Gemüse-, Blumen- 
und Zierpflanzenbaues sowie des Obstbaues 
werden durch Werteinheiten (Gartenbauwert- 
zahlen, Obstbauwertzahlen) ausgedrückt. In 
sinngemäßer Anwendung von § 34 Abs. 5 sind 
durch Rechtsverordnung die Anzahl der Wert- 
einheiten für die Hauptbewertungsstützpunkte 
und der Betrag in Deutscher Mark, mit dem die 
einzelne Werteinheit bei der Ermittlung des 
Vergleichswerts (§ 33 Abs. 1 und 2) angesetzt 
wird , festzusetzen. 

e) Sonstige land- und forstwirtschaftliche 
Nutzung 

§ 48 

Arten und Bewertung 

der sonstigen land- und forstwirtschaftlichen 
Nutzung 

(1) Zur sonstigen land- und forstwirtschaft- 
lichen Nutzung gehören insbesondere 

1. die Binnenfischerei, 

2. die Teichwirtschaft, 

3. die Fischzucht für Binnenfischerei und 
Teichwirtschaft, 

4. die Imkerei, 

5. die Wanderschäferei, 

6. die Saatzucht. 

(2) Durch Rechtsverordnung kann im Rah- 
men der Grundsätze dieses Gesetzes bestimmt 
werden, daß bei sonstiger land- und forstwirt- 
schaftlicher Nutzung die Ertragsfähigkeit auf 
andere Weise als durch einen Hundertsatz aus- 
gedrückt wird. 
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(2) Die durch Anbau von Gemüse, Blumen 
und Zierpflanzen genutzte Betriebsfläche wird 
abweichend von § 30 Abs. 1 nach den Verhält- 
nissen an dem 30. Juni bestimmt, der dem Fest- 
stellungszeitpunkt vorangegangen ist. 

§ 46 

Ertragsbedingungen 

(1) Bei der Beurteilung der natürlichen 
Ertragsbedingungen (§ 31 Abs. 2 Nr. 1 Buch- 
stabe a) ist von den Ergebnissen der Boden- 
schätzung nach dem Bodenschätzungsgesetz aus- 
zugehen. 

( 2 ) Hinsichtlich der ertragsteigernden An- 
lagen, insbesondere der überdachten Anbau- 
flächen, sind — abweichend von § 31 Abs. 2 
Nr. 2 — die tatsächlichen Verhältnisse des Be- 
triebs zugrunde zu legen. 

§ 47 

Anwendung des vergleichenden Verfahrens 

Das vergleichende Verfahren ist auf Gemüse-, 
Blumen- und Zierpflanzenbau, auf Obstbau und 

auf Baumschulen als Nutzungsteile (§ 30 b 
Abs. 1 Satz 2) anzuwenden. 


e) Sonstige land- und forstwirtschaftliche 
Nutzung 

§ 48 

Arten und Bewertung 

der sonstigen land- und forstwirtschaftlichen 
Nutzung 

(1) unverändert 


(2) Für die Arten der sonstigen land- und 
forstwirtschaftlichen Nutzung werden im ver- 
gleichenden Verfahren abweichend von § 31 
Abs. 1 keine Vergleichszahlen, sondern un- 
mittelbar Vergleichswerte ermittelt. 


24 



Deutscher Bundestag — 4. Wahlperiode 


Drucksache IV/3508 


E n t w u r 1 
III. Bewertungsbeirat 
§ 49 

Bildung des Bewertungsbeirates 

(1) Zur Sicherung der Gleichmäßigkeit der 
Bewertung des land- und forstwirtschaftlichen 
Vermögens wird beim Bundesministerium der 
Finanzen ein Bewertungsbeirat gebildet. 

siehe § 49 a 


(2) Der Bewertungsbeirat übernimmt auch 
die Befugnisse des Reichsschätzungsbeirates 
nach dem Bodenschätzungsgesetz. 

§ 49 a 

Abteilungen 

Der Bewertungsbeirat gliedert sich in eine 
landwirtschaftliche Abteilung, eine forstwirt- 
schaftliche Abteilung, eine Weinbauabteilung 
und eine Gartenbauabteilung. Die Gartenbau- 
abteilung besteht aus Unterabteilungen für Blu- 
men- und Gemüsebau, für Obstbau und für 
Baumschulen. 


siehe § 49 b Abs. 1 


siehe § 49 b Abs. 2 
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III. Bewertungsbeirat, Gutachterausschuß 
§ 49 

Bewertungsbeirat 

(1) Beim Bundesministerium der Finanzen 
wird ein Bewertungsbeirat gebildet. 


(la) Der Bewertungsbeirat gliedert sich in 
eine landwirtschaftliche Abteilung, eine forst- 
wirtschaftliche Abteilung, eine Weinbauabtei- 
lung und eine Gartenbauabteilung. Die Garten- 
bauabteilung besteht aus Unterabteilungen für 
Blumen- und Gemüsebau, für Obstbau und für 
Baumschulen. 

(2) unverändert 


siehe § 49 Abs. 1 a 


§ 49 a 

Mitglieder 

(1) Dem Bewertungsbeirat gehören an 

1. in jeder Abteilung und Unterabtei- 
lung: 

a) der Bundesminister der Finanzen 
oder ein von ihm beauftragter Be- 
amter des Bundesministeriums der 
Finanzen als Vorsitzender, 

b) ein vom Bundesminister für Er- 
nährung, Landwirtschaft und For- 
sten beauftragter Beamter des 
Bundesministeriums für Ernährung, 
Landwirtschaft und Forsten, 

2. in der landwirtschaftlichen Abteilung 
sieben Mitglieder, 

3. in der forstwirtschaftlichen Abteilung 
und in der Weinbauabteilung je sie- 
ben Mitglieder, 

4. in der Gartenbauabteilung drei Mit- 
glieder mit allgemeiner Sachkunde, zu 
denen für jede Unterabteilung zwei 
weitere Mitglieder mit besonderer 
Fachkenntnis hinzutreten. 

(2) Nach Bedarf können weitere Mitglieder 
berufen werden. 
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siehe § 49 b Abs. 3 


s i e he § 49 b Abs. 4 


(3) Die Mitglieder nach Abs. 1 Nr 2 bis 4 
und nach Absatz 2 werden auf Vorschlag des 
Bundesrates durch den Bundesminister der Fi- 
nanzen im Einvernehmen mit dem Bundesmini- 
ster für Ernährung, Landwirtschaft und Forsten 
berufen, Die Berufung kann mit Zustimmung 
des Bundesrates zurückgenommen werden. 
Scheidet eines der nach Absatz 1 Nr. 2 bis 4 
berufenen Mitglieder aus, so ist ein neues Mit- 
glied zu berufen. Die Mitglieder müssen sach- 
kundig sein. 

(4) Die nach Absatz 3 berufenen Mitglieder 
haben bei den Verhandlungen des Bewertungs- 
beirats ohne Rücksicht auf Sonderinteressen 
nach bestem Wissen und Gewissen zu verfah- 
ren. Sie dürfen den Inhalt der Verhandlungen 
des Bewertungsbeirats sowie die Verhältnisse 
der Steuerpflichtigen, die ihnen im Zusammen- 
hang mit ihrer Tätigkeit auf Grund dieses Ge- 
setzes bekanntgeworden sind, nicht unbefugt 
offenbaren und Geheimnisse, insbesondere Be- 
triebs- oder Geschäftsgeheimnisse, nicht unbe- 
fugt verwerten. Sie werden bei Beginn ihrer 
Tätigkeit von dem Vorsitzenden des Bewer- 
tungsbeirats durch Handschlag verpflichtet, 
diese Obliegenheiten gewissenhaft zu erfüllen. 
Uber diese Verpflichtung ist eine Niederschrift 
aufzunehmen, die von dem Verpflichteten mit 
unterzeichnet wird. Auf Zuwiderhandlungen 
sind die §§ 22 und 412 der Reichsabgabenord- 
nung entsprechend anzuwenden. 


§ 49 b 
Mitglieder 

(1) Dem Bewertungsbeirat gehören an siehe § 49 a Abs. 1 

1. in jeder Abteilung und Unterabtei- 
lung: 

a) der Bundesminister der Finanzen 
oder ein von ihm beauftragter Be- 
amter des Bundesministeriums der 
Finanzen als Vorsitzender, 

b) ein vom Bundesminister für Er- 
nährung, Landwirtschaft und For- 
sten beauftragter Beamter des 
Bundesministeriums für Ernährung, 

Landwirtschaft und Forsten, 

2. in der landwirtschaftlichen Abteilung 
sieben Mitglieder, 

3. in der forstwirtschaftlichen Abteilung 
und in der Weinbauabteilung je sechs 
Mitglieder, 

4. in der Gartenbauabteilung drei Mit- 
glieder mit allgemeiner Sachkunde, zu 
denen für jede Unterabteilung zwei 
weitere Mitglieder mit besonderer 
Fachkenntnis hinzutreten. 

(2) Nach Bedarf können weitere Mitglieder siehe § 49 a Abs. 2 

berufen werden. 
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(3) Die Mitglieder nach Abs. 1 Nr. 2 bis 4 
und nach Absatz 2 werden auf Vorschlag des 
Bundesrates durch den Bundesminister der Fi- 
nanzen im Einvernehmen mit dem Bundesmini- 
ster für Ernährung, Landwirtschaft und Forsten 
berufen. Die Berufung kann mit Zustimmung 
des Bundesrates zurückgenommen werden. 
Scheidet eines der nach Absatz 1 Nr. 2 bis 4 
berufenen Mitglieder aus, so ist ein neues Mit- 
glied zu berufen. Die Mitglieder müssen sach- 
kundig sein. 

(4) Die berufenen Mitglieder dürfen den In- 
halt der Verhandlungen des Bewertungsbeirats 
sowie die Verhältnisse der Steuerpflichtigen, 
die ihnen im Zusammenhang mit ihrer Tätigkeit 
auf Grund dieses Gesetzes bekanntgeworden 
sind, nicht unbefugt offenbaren und Geheim- 
nisse, namentlich Betriebs- oder Geschäftsge- 
heimnisse, nicht unbefugt verwerten. Sie wer- 
den bei Beginn ihrer Tätigkeit von dem Vorsit- 
zenden des Bewertungsbeirats durch Handschlag 
verpflichtet, diese Obliegenheiten gewissenhaft 
zu erfüllen und bei den Verhandlungen des Be- 
wertungsbeirats ohne Ansehen der Person nach 
bestem Wissen und Gewissen zu verfahren. 
Über diese Verpflichtung ist eine Niederschrift 
aufzunehmen, die von dem Verpflichteten mit 
unterzeichnet wird. Auf die nach diesen Vor- 
schriften verpflichteten Mitglieder des Bewer- 
tungsbeirats sind die Vorschriften der §§ 22 
und 412 der Reichsabgabenordnung über die 
Wahrung des Steuergeheimnisses entsprechend 
anzuwenden. 


s i e h o § 49 c 


§ 49 c 
Aufgaben 

Der Bewertungsbeirat hat die Aufgabe, Vor- 
schläge zu machen für 

1. den Hektarwert der Nutzung mit dem 
Hundersatz 100, 

2. die Bewertung der Hauptbewertungsstütz- 
punkte, 


Beschlüsse des 14. Ausschusses 
siehe § 49 a Abs. 3 


siehe § 49 a Abs. 4 


§ 49 b 

Aufgaben 

Der Bewertungsbeirat hat die Aufgabe, Vor- 
schläge zu machen 

1. für die durch besonderes Gesetz festzuset- 
zenden Ertragswerte (§ 32 a Abs. 1), 

2. für die durch Rechtsverordnung festzuset- 
zenden Vergleichszahlen (§ 32 Abs. 1) und 
Vergleichswerte (§ 42 Abs. 6) der Haupt- 
bewertungsstützpunkte, 

3. für die durch Rechtsverordnung festzuset- 
zenden Normalwerte und Ertragswerte 
der forstwirtschaftlichen Nutzung für Be- 
wertungsgebiete (§ 42 Abs. 3). 


siche § 49 b 
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3. den sonstigen Inhalt der Rechtsverordnun- 
gen nach § 34 Abs. 5, 

4. die in § 38 Abs. 2 , § 39 a Abs . 4, § 39 b 
Abs. 1, § 42 Abs. 2 sowie in den §§ 41 und 
48 Abs . 2 vorgesehenen Rechtsverordnun- 
gen. 


siehe § 49 d 


§ 49 d 

Geschäftsführung 

(1) Der Vorsitzende führt die Geschäfte des 
Bewertungsbeirats und leitet die Verhandlun- 
gen. Der Bundesminister der Finanzen kann 
eine Geschäftsordnung für den Bewertungsbei- 
rat erlassen. 

(2) Die einzelnen Abteilungen und Unterab- 
teilungen des Bewertungsbeirats sind beschluß- 
fähig, wenn mindestens die Hälfte der Mitglie- 
der anwesend ist. Bei Abstimmung entscheidet 
die Stimmenmehrheit, bei Stimmengleichheit 
die Stimme des Vorsitzenden. 

(3) Der Bewertungsbeirat hat seinen Sitz am 
Sitz des Bundesministeriums der Finanzen. Er 
hat bei Durchführung seiner Aufgaben die Be- 
fugnisse, die den Finanzämtern im Steuerermitt- 
lungsverfahren zustehen. 

(4) Die Verhandlungen des Bewertungsbei- 
rats sind nicht öffentlich, Der Bewertungsbei- 
rat kann nach seinem Ermessen Sachverständige 
hören; § 49 b Abs. 4 gilt entsprechend. 


siehe § 49 e 
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§ 49 c 

Geschäftsführung 

(1) Der Vorsitzende führt die Geschäfte des 
Bewertungsbeirats und leitet die Verhandlun- 
gen. Der Bundesminister der Finanzen kann 
eine Geschäftsordnung für den Bewertungsbei- 
rat erlassen. 

(2) Die einzelnen Abteilungen und Unter- 
abteilungen des Bewertungsbeirats sind be- 
schlußfähig, wenn mindestens zwei Drittel der 
Mitglieder anwesend sind. Bei Abstimmung 
entscheidet die Stimmenmehrheit, bei Stimmen- 
gleichheit die Stimme des Vorsitzenden. 

(3) Der Bewertungsbeirat hat seinen Sitz am 
Sitz des Bundesministeriums der Finanzen. Er 
hat bei Durchführung seiner Aufgaben die Be- 
fugnisse, die den Finanzämtern im Steuerermitt- 
lungsverfahren zustehen. 

(4) Die Verhandlungen des Bewertungsbei- 
rats sind nicht öffentlich. Der Bewertungsbeirat 
kann nach seinem Ermessen Sachverständige 
hören; § 49 a Abs. 4 gilt entsprechend. 


siehe § 49 c 


§ 49 d 

Gutachterausschuß 

(1) Zur Förderung der Gleichmäßigkeit der 

Bewertung des land- und forstwirtschaftlichen 
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Vermögens in den Ländern, insbesondere durch 
Bewertung von Landes-Bewertungsstützpunk- 
ten, wird bei jeder Oberfinanzdirektion ein 
Gutachterausschuß gebildet. Bei jedem Gut- 
achterausschuß ist eine landwirtschaftliche Ab- 
teilung zu bilden. Weitere Abteilungen können 
nach Bedarf entsprechend der Gliederung des 
Bewertungsbeirats (§ 49) gebildet werden. 

(2) Die landwirtschaftliche Abteilung des 

Gutachterausschusses übernimmt auch die Be- 
fugnisse des Landesschätzungsbeirats nach dem 
Bodenschätzungsgesetz. 

(3) Dem Gutachterausschuß oder jeder sei- 
ner Abteilungen gehören an 

1. der Oberfinanzpräsident oder ein von 
ihm beauftragter Angehöriger seiner 
Behörde als Vorsitzender, 

2. ein von der für die Land- und Forst- 
wirtschaft zuständigen obersten Lan- 
desbehörde beauftragter Beamter, 

3. fünf sachkundige Mitglieder, die durch 
die für die Finanzverwaltung zustän- 
dige oberste Landesbehörde im Ein- 
vernehmen mit der für die Land- und 
Forstwirtschaft zuständigen obersten 
Landesbehörde berufen werden. Die 
Berufung kann zurückgenommen wer- 
den. § 49 b Abs. 2 und 4 gelten ent- 
sprechend. 

(4) Der Vorsitzende führt die Geschäfte des 
Gutachterausschusses und leitet die Verhand- 
lungen. Die Verhandlungen sind nicht öffent- 
lich. Für die Beschlußfähigkeit und die Abstim- 
mung gilt § 49 c Abs. 2 entsprechend. 


IV. Landes-Bewertungsstützpunkte und 
Orts-Bewertungsstützpunkte 

§ 49 e 

Gutachlerausschuß, Landes-Bewertungsstütz- 
punkte 

(1) Zur Unterstützung der Finanzbehörden 
bei der Bewertung des land- und forstwirtschaft- 
lichen Vermögens, insbesondere zur Bewertung 
weiterer Bewertungsstützpunkte (Landes-Be- 
wertungsstützpunkte), wird bei jeder Ober- 
finanzdirektion ein Gutachterausschuß gebildet. 
Nach Bedarf können Abteilungen für die Bewer- 
tung der verschiedenen Nutzungen gebildet 
werden. 

(2) Der Gutachterausschuß übernimmt auch 
die Befugnisse des Landesschätzungsbeirats 
nach dem Bodenschätzungsgesetz. 

(3) Dem Gutachterausschuß oder jeder seiner 
Abteilungen gehören an 

1. der Oberfinanzpräsident oder ein von 
ihm beauftragter Beamter als Vorsit- 
zender, 
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2. ein vom Oberfinanzpräsidenten be- 
stimmter Sachverständiger seiner Be- 
hörde, 

3. ein von der für die Land- und Forst- 
wirtschaft zuständigen obersten Lan- 
desbehörde beauftragter Beamter, 

4. bis zu vier sachkundige Mitglieder, 
die durch die für die Finanzverwaltung 
zuständige oberste Landesbehörde im 
Einvernehmen mit der für die Land- 
und Forstwirtschaft zuständigen ober- 
sten Landesbehörde berufen werden. 
Die Berufung kann zurückgenommen 
werden. § 49 b Abs. 2 und 4 gelten 
entsprechend. 

(4) Der Vorsitzende führt die Geschäfte des 
Gutachterausschusses und leitet die Verhand- 
lungen. Die Verhandlungen sind nicht öffent- 
lich. Für die Beschlußfähigkeit und die Abstim- 
mung gilt § 49 d Abs. 2 entsprechend. 

(5) Die Vergleichszahlen der Bewertungen 
der Landes-Bewertungsstützpunkte können be- 
kanntgegeben werden. 

§ 49 f 

Orts-Bewertungsstützpunkte 

Die Finanzbehörden können weitere Bewer- 
tungsstützpunkte (Orts-Bewertungsstützpunkte) 
bewerten, um die Durchführung des verglei- 
chenden Verfahrens bei den Betrieben der 
Land- und Forstwirtschaft zu erleichtern. Die 
Vergleichszahlen dieser Bewertungen können 
bekanntgegeben werden ." 


17. Die Überschrift vor § 50 erhält die folgende 
^ Fassung: 

„C. Grundvermögen 

I. Allgemeines" 

18. Die §§ 50 bis 53 werden durch die folgenden 
§§ 50 bis 531 ersetzt: 

„§ 50 

Begriff des Grundvermögens 

(1) Zum Grundvermögen gehört der gesamte 
Grundbesitz mit Ausnahme des land- und forst- 
wirtschaftlichen Vermögens (§ 28) und der Be- 
triebsgrundstücke (§ 57). 
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siehe § 32 Abs. 2 

§ 49 f 

entfällt 

siehe § 32 Abs. 2 


17. unverändert 


18. Die §§ 50 bis 53 werden durch die folgenden 
^ §§ 50 bis 531 ersetzt: 

„§ 50 

Begriff des Grundvermögens 

(1) Zum Grundvermögen gehören 

1. der Grund und Boden, die Gebäude, 
die sonstigen Bestandteile und das 
Zubehör, 

2. das Erbbaurecht, 

3. das Wohnungseigentum, Teileigen- 
tum, Wohnungserbbaurecht und Teil- 
erbbaurecht nach dem Wohnungs- 
eigentumsgesetz, 
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(2) Das Grundvermögen umfaßt den Grund 
und Boden einschließlich der Bestandteile (ins- 
besondere Gebäude) und des Zubehörs. In das 
Grundvermögen sind nicht einzubeziehen die 
Mineralgewinnungsrechte (§ 58) sowie die Ma- 
schinen und sonstigen Vorrichtungen aller Art, 
die zu einer Betriebsanlage gehören (Betriebs- 
vorrichtungen), auch wenn sie wesentliche Be- 
standteile sind. Gebäude sind keine Betriebs- 
vorrichtungen. Den Gebäuden sind auch Stützen 
und andere Bauteile wie Mauervorlagen und 
Verstrebungen zuzurechnen , wenn sie nicht 
ausschließlich Betriebsvorrichtungen dienen; 
Verstärkungen von Decken der Gebäude gehö- 
ren stets zum Gebäude. 

(3) Jede wirtschaftliche Einheit des Grundver- 
mögens bildet ein Grundstück im Sinne dieses 
Gesetzes. 

(4) Als Grundstück im Sinne dieses Gesetzes 
gelten auch das Erbbaurecht und sonstige 
grundstücksgleiche Rechte sowie das Woh- 
nungseigentum und Teileigentum, das Woh- 
nungserbbaurecht und Teilerbbaurecht nach 
dem W ohnungseigentumsgesetz. 

(5) Als Grundstück im Sinne dieses Gesetzes 
gilt auch ein Gebäude, das auf fremdem Grund 
und Boden errichtet oder in sonstigen Fällen 
einem anderen als dem Eigentümer des Grund 
und Bodens zuzurechnen ist, selbst wenn es 
wesentlicher Bestandteil des Grund und Bodens 
geworden ist. 

§ 51 

Abgrenzung des Grundvermögens vom land- 
und forstwirtschaftlichen Vermögen 

(1) Land- und forstwirtschaftlich genutzte 
Grundstücksflächen sind dem Grundvermögen 
zuzurechnen, wenn nach ihrer Lage, den beste- 
henden Verwertungsmöglichkeiten oder den 
sonstigen Umständen anzunehmen ist, daß sie 
in absehbarer Zeit anderen als land- und forst- 
wirtschaftlichen Zwecken, insbesondere als 
Bauland, Industrieland oder Land für Verkehrs- 
zwecke, dienen werden. Dem Grundvermögen 
sind in der Regel auch Grundstücksflächen zu- 
zurechnen, die zu einem erheblich über den 
üblichen Bodenpreisen für land- und forstwirt- 
schaftlich genutzte Flächen liegenden Preis 
erworben worden sind. 


(2) Gehören Grundstücks flächen dem Inhaber 
eines Betriebes der Land- und Forstwirtschaft, 
der ihm als Existenzgrundlage dient, und wer- 
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soweit es sich nicht um land- und forstwirt- 
schaftliches Vermögen (§ 28) oder um Bctriebs- 
g rund stücke (§ 57) handelt. 

(2) In das Grundvermögen sind nicht einzu- 
beziehen 

1. die Mineralgewinnungsrechte (§ 58), 

2. die Maschinen und sonstigen Vorrich- 
tungen aller Art, die zu einer Be- 
triebsanlage gehören (Betriebsvorrich- 
tungen), auch wenn sie wesentliche 
Bestandteile sind. 

Einzubeziehen sind jedoch die Verstärkungen 
von Decken und die nicht ausschließlich zu einer 
Betriebsanlage gehörenden Stützen und sonsti- 
gen Bauteile wie Mauervorlagen und Verstre- 
bungen. 

siehe § 51 — Oa Abs. 1 


siehe § 50 Abs. 1 


siehe § 51 — Oa — Abs. 3 


§ 51 

Abgrenzung des Grundvermögens vom land- 
end forstwirtschaftlichen Vermögen 

(1) Land- und forstwirtschaftlich genutzte 
Flächen sind dem Grundvermögen zuzurechnen, 
wenn nach ihrer Lage, den im Feststellungszeit- 
punkt bestehenden Verwertungsmöglichkeiten 
oder den sonstigen Umständen anzunehmen ist, 
daß sie in absehbarer Zeit anderen als land- 
und forstwirtschaftlichen Zwecken, insbesondere 
als Bauland, Industrieland oder Land für Ver- 
kehrszwecke, dienen werden. Flächen, die in 
einem Bebauungsplan als Bauland festgesetzt 
sind, sind stets dem Grundvermögen zuzurech- 
nen, wenn ihre sofortige Bebauung möglich ist. 
Das gleiche gilt in Gebieten ohne Bebauungs- 
plan für Flächen, die innerhalb der im Zusam- 
menhang bebauten Ortsteile liegen, wenn sie 
ortsüblich erschlossen und nach der Verkehrs- 
auffassung als Bauland anzusehen sind. 

(2) Bildet ein Betrieb der Land- und Forst- 
wirtschaft die Existenzgrundlage des Betriebs- 
inhabers, so sind dem Betriebsinhaber ge- 
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den die Flächen von seiner Hofstelle aus ord- 
nungsgemäß bewirtschaftet, so sind sie dem 
Grundvermögen nur dann zuzurechnen, wenn 
anzunehmen ist, daß sie spätestens nach zwei 
Jahren anderen als land- und forstwirtschaft- 
lichen Zwecken dienen werden. 


(3) Grundstücks flächen sind stets dem Grund- 
vermögen zuzurechnen, wenn sie in einem 
Bebauungsplan als Bauland festgesetzt sind und 
ihre sofortige Bebauung möglich ist. Liegt ein 
Bebauungsplan nicht vor, so gilt das gleiche für 
Grundstücks flächen, die innerhalb der im Zu- 
sammenhang bebauten Ortsteile liegen, orts- 
üblich erschlossen sind und nach der Verkehrs- 
auffassung als Bauland anzusehen sind. Die 
Sätze 1 und 2 gelten nicht für weinbaulich oder 
gärtnerisch genutzte Grundstücks flächen, wenn 
der Weinbau oder der Gartenbau den Haupt- 
zweck eines Betriebs der Land- und Forstwirt- 
schaft bildet, der dem Eigentümer der Grund- 
stücksflächen als Existenzgrundlage dient. 


siehe § 50 Abs. 3 


siehe § 50 Abs. 5 
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hörende Flächen, die von einer Stelle aus ord- 
nungsgemäß nachhaltig bewirtschaftet werden, 
dem Grundvermögen nur dann zuzurechnen, 
wenn mit großer Wahrscheinlichkeit anzuneh- 
men ist, daß sie spätestens nach zwei Jahren 
anderen als land- und forstwirtschaftlichen 
Zwecken dienen werden. Dasselbe gilt für nicht 
dem Betriebsinhaber gehörende Flächen, die er 
nicht nur vorübergehend bewirtschaftet; die 
dem Betriebsinhaber gehörenden und die ihm 
nicht gehörenden Flächen gelten bei der An- 
wendung dieser Vorschrift als ein Betrieb der 
Land- und Forstwirtschaft. 

Absatz 3 entfällt 


§ 51— 0 a 
Grundstück 

(1) Jede wirtschaftliche Einheit des Grund- 
vermögens bildet ein Grundstück im Sinne die- 
ses Gesetzes. 

(2) Ein Anteil des Eigentümers eines Grund- 
stücks an anderem Grundvermögen (z. B. an 
gemeinschaftlichen Hofflächen oder Garagen) 
ist in das Grundstück einzubeziehen, wenn alle 
Anteile an dem gemeinschaftlichen Grundver- 
mögen Eigentümern von Grundstücken gehören, 
die ihren Anteil jeweils zusammen mit ihrem 
Grundstück nutzen. Das gilt nicht, wenn das 
gemeinschaftliche Grundvermögen nach den An- 
schauungen des Verkehrs als selbständige wirt- 
schaftliche Einheit anzusehen ist (§ 2 Abs. 1 
Sätze 3 und 4). 

(3) Als Grundstück im Sinne dieses Gesetzes 
gilt auch ein Gebäude, das auf fremdem Grund 
und Boden errichtet oder in sonstigen Fällen 
einem anderen als dem Eigentümer des Grund 
und Bodens zuzurechnen ist, selbst wenn es 
wesentlicher Bestandteil des Grund und Bodens 
geworden ist. 

§ 51— Ob 

Gebäude und Gebäudeteile 
für den Bevölkerungsschutz 

Gebäude, Teile von Gebäuden und Anlagen, 
die zum Schutz der Bevölkerung sowie lebens- 
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und verteidigungswichtiger Sachgüter vor der 
Wirkung von Angriffswaffen geschaffen wor- 
den sind, bleiben bei der Ermittlung des Ein- 
heitswerts außer Betracht, wenn sie im Frieden 
nicht oder nur gelegentlich oder geringfügig 
für andere Zwecke benutzt werden. 


II. Unbebaute Grundstücke 


II. Unbebaute Grundstücke 


§ 51 a 

unverändert 

(1) Unbebaute Grundstücke sind Grundstücke, 
auf denen sich keine benutzbaren Gebäude 
befinden. Die Benutzbarkeit beginnt im Zeit- 
punkt der Bezugsfertigkeit. Gebäude sind als 
bezugsfertig anzusehen, wenn den zukünftigen 
Bewohnern oder sonstigen Benutzern zugemu- 
tet werden kann, sie zu benutzen; die Abnahme 
durch die Bauaufsichtsbehörde ist nicht ent- 
scheidend. 

(2) Befinden sich auf einem Grundstück Ge- 
bäude, deren Zweckbestimmung und Wert 
gegenüber der Zweckbestimmung und dem 
Wert des Grund und Bodens von untergeord- 
neter Bedeutung sind, so gilt das Grundstück 
als unbebaut. 

(3) Als unbebautes Grundstück gilt auch ein 
Grundstück, auf dem infolge der Zerstörung 
oder des Verfalls der Gebäude auf die Dauer 
benutzbarer Raum nicht mehr vorhanden ist. 


§ 51 a 
Begriff 


§ 51 b 

Grundstücksarten 

(1) Innerhalb der unbebauten Grundstücke 
bilden die baureifen Grundstücke eine beson- 
dere Grundstücksart. 

(2) Baureife Grundstücke sind unbebaute 
Grundstücke, die in einem Bebauungsplan als 
Bauland festgesetzt sind und deren sofortige 
Bebauung möglich ist. Liegt ein Bebauungsplan 
nicht vor , so sind solche Grundstücke als bau- 
reif anzusehen, die innerhalb der im Zusam- 
menhang bebauten Ortsteile liegen, ortsüblich 
erschlossen sind und nach der Verkehrsauffas- 
sung als Bauland anzusehen sind. Zu den bau- 
reifen Grundstücken gehören nicht Grund- 
stücke, die für den Gemeinbedarf vorgesehen 
sind. 


III. Bebaute Grundstücke 
a) Begriff und Bewertung 

§ 51 c 
Begriff 


§ 51b 

entfällt 


III. Bebaute Grundstücke 
a) Begriff und Bewertung 
§ 51 c 

unverändert 


Bebaute Grundstücke sind Grundstücke, auf 
denen sich benutzbare Gebäude befinden, mit 
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Ausnahme der in § 51 a Abs. 2 und 3 bezeichne- 
ten Grundstücke. Wird ein Gebäude in Bau- 
abschnitten errichtet, so ist der fertiggestellte 
und bezugsfertige Teil als benutzbares Gebäude 
anzusehen. 

§ 51 d 

unverändert 

(1) Bei der Bewertung bebauter Grundstücke 
sind die folgenden Grundstücksarten zu unter- 
scheiden: 

1. Mietwohngrundstücke, 

2. Geschäftsgrundstücke, 

3. gemischtgenutzte Grundstücke, 

4. Einfamilienhäuser, 

5. Zweifamilienhäuser, 

6. sonstige bebaute Grundstücke. 

(2) Mietwohngrundstücke sind Grundstücke, 
die zu mehr als achtzig vom Hundert, berech- 
net nach der Jahresrohmiete (§ 52 a), Wohn- 
zwecken dienen mit Ausnahme der Einfamilien- 
häuser und Zweifamilienhäuser (Absätze 5 
und 6). 

(3) Geschäftsgrundstücke ßind Grundstücke, 
die zu mehr als achtzig vom Hundert, berechnet 
nach der Jahresrohmiete (§ 52 a), eigenen oder 
fremden gewerblichen oder öffentlichen Zwek- 
ken dienen. 

(4) Gemischtgenutzte Grundstücke sind 
Grundstücke, die teils Wohnzwecken, teils 
eigenen oder fremden gewerblichen oder öffent- 
lichen Zwecken dienen und nicht Mietwohn- 
grundstücke, Geschäftsgrundstücke, Einfamilien- 
häuser oder Zweifamilienhäuser sind. 

(5) Einfamilienhäuser sind Wohngrundstücke, 
die nur eine Wohnung enthalten. Wohnungen 
des Hauspersonals (Pförtner, Heizer, Gärtner, 

Kraftwagenführer, Wächter usw.) sind nicht 
mitzurechnen. Eine zweite Wohnung steht, ab- 
gesehen von Satz 2, dem Begriff „Einfamilien- 
haus" entgegen, auch wenn sie von untergeord- 
neter Bedeutung ist. Ein Grundstück gilt auch 
dann als Einfamilienhaus, wenn es zu gewerb- 
lichen oder öffentlichen Zwecken mitbenutzt 
wird und dadurch die Eigenart als Einfamilien- 
haus nicht wesentlich beeinträchtigt wird. 

(6) Zweifamilienhäuser sind Wohngrund- 
stücke, die nur zwei Wohnungen enthalten. 

Die Sätze 2 bis 4 von Absatz 5 sind entspre- 
chend anzuwenden. 

(7) Sonstige bebaute Grundstücke sind solche 
Grundstücke, die nicht unter die Absätze 2 
bis 6 fallen. 


§ 51 d 

Grundstücksarten 
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§ 5t e 
Bewertung 

(1) Der Wert des Grundstücks ist vorbehalt- 
lich des Absatzes 3 im Wege deis Ertragswert- 
verfahrens (§§ 52 bis 52 d) zu ermitteln für 

1. Mietwohngrundstücke, 

2. Geschäftsgrundstücke, 

3. gemischtgenutzte Grundstücke, 

4. Einfamilienhäuser, 

5. Zweifamilienhäuser. 

(2) Für die sonstigen bebauten Grundstücke 
ist der Wert im Wege des Sachwertverfahrens 
(§§ 53 bis 53 g) zu ermitteln. 

(3) Das Sachwertverfahren ist abweichend 
von Absatz 1 anzuwenden 

1. bei solchen Gruppen von Geschäfts- 
grundstücken, bei denen die Jahres- 
rohmiete schwer za ermitteln oder 
schwer zu schätzen ist; 


2. bei Einfamilienhäusern und Zwei- 
familienhäusern, die unter Verwen- 
dung wertvollen Materials gebaut 
oder außergewöhnlich ausgestattet 
sind; 


3. bei bebauten Grundstücken , für die 
eine Jahresrohmiete im Einzelfall nur 
schwer zu ermitteln oder schwer zu 
schätzen ist; 


4. bei bebauten Grundstücken, deren 
Gebäude auf Grund ihrer Bauart und 
Bauausführung eine Lebensdauer von 
weniger als sechzig Jahren haben. 


§ 51 f 

Mindestwert 

Der für ein bebautes Grundstück anzuset- 
zende Wert darf nicht geringer sein als der 
Wert, mit dem der Grund und Boden allein als 
unbebautes Grundstück (§ 51 b) zu bewerten 
wäre. 


Beschlüsse des 14. Ausschusses 

§ 51 e 
Bewertung 

(1) unverändert 


(2) unverändert 


13) Das Sachwertverfahren ist abweichend 
von Absatz 1 anzuwenden 

1. bei Einfamilienhäusern und Zwei- 
familienhäusern, die sich durch be- 
sondere Gestaltung oder Ausstattung 
wesentlich von den nach Absatz 1 zu 
bewertenden Einfamilienhäusern und 
Zweifamilienhäusern unterscheiden; 

2. bei solchen Gruppen von Geschäfts- 
grundstücken und in solchen Einzel- 
fällen bebauter Grundstücke der in 
§ 51 d Abs. 1 Nr. 1 bis 3 bezeich- 
nten Grundstücksarten, für die weder 
eine Jahresrohmiete ermittelt noch die 
übliche Miete nach § 52 a Abs. 2 ge- 
schätzt werden kann; 

3. bei Grundstücken mit Behelfsbauten 
und bei Grundstücken mit Gebäuden 
in einer Bauart oder Bauausführung, 
für die ein Vervielfältiger (§ 52 b) in 
den Anlagen 3 bis 8 nicht bestimmt 
ist. 


§ 51 f 

Mindestwert 

Der für ein bebautes Grundstück anzusetzende 
Wert darf nicht geringer sein als der Wert, 
mit dem der Grund und Boden allein als un- 
bebautes Grundstück zu bewerten wäre. Müs- 
sen Gebäude oder Gebäudeteile wegen ihres 
baulichen Zustands abgebrochen werden, so 
sind die Abbruchkosten zu berücksichtigen. 
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b) Verfahren 
1 . Ertragswertverfahren 
§ 52 

Grundstückswert 

Der Grundstückswert umfaßt den Bodenwert, 
den Gebäudewert und den Wert der Außen- 
anlagen. Er ergibt sich durch Anwendung eines 
Vervielfältigers (§ 52 b) auf die Jahresrohmiete 
(§ 52 a) unter Berücksichtigung der §§ 52 c 
und 52 d. 

§ 52 a 

Jahresrohmiete 

(1) Jahresrohmiete ist das Gesamtentgelt, 
das die Mieter (Pächter) für die Benutzung des 
Grundstücks auf Grund vertraglicher Verein- 
barungen nach dem Stand im Feststellungszeit- 
punkt für ein Jahr zu entrichten haben. Umla- 
gen und alle sonstigen Leistungen des Mieters 
sind einzubeziehen. Dazu gehören auch Be- 
triebskosten (z. B. Gebühren der Gemeinde), 
die durch die Gemeinde von den Mietern unmit- 
telbar erhoben werden. Nicht einzubeziehen 
sind Untermietzuschläge, Kosten des Betriebs 
der zentralen Warmwasserversorgungsanlage, 
der zentralen Heizungsanlage sowie des Fahr- 
stuhls, ferner alle Vergütungen für außerge- 
wöhnliche Nebenleistungen des Vermieters, die 
nicht die Raumnutzung betreffen (z. B. Bereit- 
stellung von Wasserkraft, Dampfkraft, Preßluft, 
Kraftstrom und dergleichen), sowie Nebenlei- 
stungen des Vermieters, die nur einzelnen Mie- 
tern zugute kommen. 

(2) Statt des Betrags nach Absatz 1 gilt die 
übliche Miete als Jahresrohmiete für solche 
Grundstücke oder Grundstücksteile, 

1. die eigengenutzt, ungenutzt, zu vor- 
übergehendem Gebrauch oder unent- 
geltlich überlassen sind, 

2. die der Eigentümer dem Mieter zu 
einer um mehr als zwanzig vom Hun- 
dert von der üblichen Miete abwei- 
chenden tatsächlichen Miete überlas- 
sen hat. 

Die übliche Miete ist in Anlehnung an die Jah- 
resrohmiete zu schätzen, die für Räume gleicher 
oder ähnlicher Art, Lage und Ausstattung regel- 
mäßig gezahlt wird. 

(3) Bei Grundstücken, die 

1. nach dem Ersten Wohnungsbaugesetz 
in der Fassung vom 25. August 1953 
(Bundesgesetzbl. I S. 1047), zuletzt 
geändert durch Artikel IV des Ge- 
setzes zur Änderung des Zweiten 
Wohnungsbaugesetzes, anderer woh- 
nungsbaurechtlicher Vorschriften und 
über die Rückerstattung von Dau- 


Beschlüsse des 14. Ausschusses 
b) Verfahren 
1. Ertragswertverfahren 
§ 52 

unverändert 


§ 52 a 

Jahresrohmiete 

(1) Jahresrohmiete ist das Gesamtentgelt, 
das die Mieter (Pächter) für die Benutzung des 
Grundstücks auf Grund vertraglicher Verein- 
barungen nach dem Stand im Feststellungszeit- 
punkt für ein Jahr zu entrichten haben. Umla- 
gen und alle sonstigen Leistungen des Mieters 
sind einzubeziehen. Zur Jahresrohmiete gehö- 
ren auch Betriebskosten (z. B. Gebühren der 
Gemeinde), die durch die Gemeinde von den 
Mietern unmittelbar erhoben werden. Nicht ein- 
zubeziehen sind Untermietzuschläge, Kosten des 
Betriebs der zentralen Heizungs-, Warmwasser- 
versorgungs- und Brennstoffversorgungsanlage 
sowie des Fahrstuhls, ferner alle Vergütungen 
für außergewöhnliche Nebenleistungen des Ver- 
mieters, die nicht die Raumnutzung betreffen 
(z. B. Bereitstellung von Wasserkraft, Dampf- 
kraft, Preßluft, Kraftstrom und dergleichen), so- 
wie Nebenleistungen des Vermieters, die nur 
einzelnen Mietern zugute kommen. 

(2) unverändert 


(3) Bei Grundstücken, die 

1. nach dem Ersten Wohnungsbaugesetz 
in der Fassung vom 25. August 1953 
(Bundesgesetzbl. I S. 1047), zuletzt 
geändert durch Artikel IV § 4 Abs. 2 
des Zweiten Gesetzes zur Ände- 
rung mietrechtlicher Vorschriften vom 
14. Juli 1964 (Bundesgesetzbl. I 
S. 457), 
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kostenzuschüssen vom 21. Juli 1961 
(Bundesgesetzbl. 1 S. 1041), 

2. nach dem Gesetz des Landes Bayern 
über die Grundsteuerfreiheit und Ge- 
bührenfreiheit für den sozialen Woh- 
nungsbau vom 28. November 1949 
(Bereinigte Sammlung des Bayeri- 
schen Landesrechts vom 23. Septem- 
ber 1957, Band III S. 435), 

3. nach dem Zweiten Wohnungsbauge- 
setz in der Fassung vom 1. August 
1961 (Bundesgesetzbl. I S. 1121), 


4. im Saarland nach 

a) der Verordnung über Steuer - und 
Gebührenerleichterungen im Zuge 
des Wiederaufbaus vom 15. No- 
vember 1949 (Amtsblatt des Saar- 
landes S. 1180), zuletzt geändert 
durch die Verordnung vom 22. Ok- 
tober 1952 (Amtsblatt des Saar- 
landes S. 1012), 

b) der Verordnung über Steuer- und 
Gebührcnerleichterungen für den 
Wohnungsbau vom 29. Dezember 

1953 (Amtsblatt des Saarlandes 

1954 S. 8), 

c) der Zweiten Verordnung über 
Steuer- und Gebührenerleichte- 
rungen für den Wohnungsbau 
vom 12. November 1954 (Amtsblatt 
des Saarlandes S. 1367), 

d) der Dritten Verordnung über 
Steuer- und Gebührenerleichte- 
rungen für den Wohnungsbau vom 
6. März 1958 (Amtsblatt des Saar- 
landes S. 607), 

e) dem Wohnungsgesetz für das 
Saarland in der Fassung vom 
26. September 1961 (Amtsblatt 
des Saarlandes S. 591) 


grundsteuerbegünstigt sind, ist die auf das 
Grundstück oder den steuerbegünstigten 
Grundstücksteil entfallende Jahresrohmiete 
um zwölf vom Hundert zu erhöhen. 

(4) Werden bei Arbeiterwohnstätten Beihil- 
fen nach § 29 des Grundsteuergesetzes gewährt, 
so ist die Jahresrohmiete des Grundstücks oder 
des Grundstücksteils, für den die Beihilfe ge- 
währt wird, um vierzehn vom Hundert zu er- 
höhen. 


Beschlüsse des 14. Ausschusses 


2. unverändert 


3. nach dem Zweiten Wohnungsbauge- 
setz in der Fassung vom 1. August 
1961 (Bundesgesetzbl. I S. 1121), zu- 
letzt geändert durch Artikel III des 
Gesetzes zur Änderung des Gesetzes 
über Wohnbeihilfen vom 23. März 
1965 (Bundesgesetzbl. I S. 140), 

4. im Saarland nach 


a) der Zweiten Verordnung über 
Steuer- und Gebührenerleichte- 
rungen für den Wohnungsbau 
vom 12. November 1954 (Amtsblatt 
des Saarlandes S. 1367), 

b) der Dritten Verordnung über 
Steuer- und Gebührenerleichte- 
rungen für den Wohnungsbau vom 
6. März 1958 (Amtsblatt des Saar- 
landes S. 607), 

c) dem Wohnungsbaugesetz für das 
Saarland in der Fassung vom 
26. September 1961 (Amtsblatt 
des Saarlandes S. 591), zuletzt ge- 
ändert durch Artikel VI des Ge- 
setzes zur Änderung des Gesetzes 
über Wohnbeihilfen vom 23. März 
1965 (Bundesgesetzbl. I S. 140) 

grundsteuerbegünstigt sind, ist die auf das 
Grundstück oder den steuerbegünstigten 
Grundstücksteil entfallende Jahresrohmiete 
um zwölf vom Hundert zu erhöhen. 

(4) unverändert 
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(5) Bei Fortschreibungen und Nachfeststel- 
lungen gelten für die Höhe der Miete die 
Wertverhältnisse im Hauptfeststellungszeit- 
punkt. 

§ 52 b 

Vervielfältiger 

(1) Die Zahl, mit der die Jahresrohmiete zu 
vervielfachen ist (Vervielfältiger), ist aus den 
Anlagen 3 bis 8 zu entnehmen. Der Vervielfäl- 
tiger bestimmt sich nach der Grundstücksart, 
der Bauart und Bauausführung, dem Baujahr 
des Gebäudes sowie nach der Einwohnerzahl 
der Belegenheitsgemeinde im Hauptfeststel- 
lungszeitpunkt Erstreckt sich ein Grundstück 
über mehrere Gemeinden, so ist Belegenheits- 
gemeinde die Gemeinde, in der der wertvollste 
Teil des Grundstücks belegen ist. Bei Umge- 
meindungen nach dem Hauptfeststellungszeit- 
punkt sind weiterhin die Einwohnerzahlen zu- 
grunde zu legen, die für die betroffenen Ge- 
meinden oder Gemeindeteile im Hauptfeststel- 
lungszeitpunkt maßgebend waren. 

(2) Die Landesregierungen werden ermäch- 
tigt, durch Rechtsverordnung zu bestimmen, 
daß Gemeinden oder Gemeindeteile in eine 
andere Gemeindegrößenklasse eingegliedert 
werden, als es ihrer Einwohnerzahl entspricht, 
wenn die Vervielfältiger wegen der besonderen 
wirtschaftlichen Verhältnisse in diesen Gemein- 
den oder Gemeindeteilen abweichend festge- 
setzt werden müssen. 

(3) Ist die Lebensdauer eines Gebäudes ge- 
genüber der nach seiner Bauart und Bauaus- 
führung in Betracht kommenden Lebensdauer 
infolge baulicher Maßnahmen wesentlich ver- 
längert oder infolge nicht behebbarer Bau- 
mängel und Bauschäden wesentlich verkürzt, 
so ist der Vervielfältiger nicht nach dem tat- 
sächlichen Baujahr des Gebäudes, sondern nach 
dem um die entsprechende Zeit späteren oder 
früheren Baujahr zu ermitteln. Steht fest , daß 
die Lebensdauer eines Gebäudes aus anderen 
Gründen verkürzt ist (z. B. bei Zwang zum Ab- 
bruch ), so ist das tatsächliche Baujahr zugrunde 
zu legen ; die Verkürzung der Lebensdauer ist 
durch einen Abschlag nach § 52 d zu berücksich- 
tigen. 

(4) Befinden sich auf einem Grundstück Ge- 
bäude oder Gebäudeteile, die eine verschiedene 
Bauart oder Bauausführung aufweisen oder die 
in verschiedenen Jahren bezugsfertig gewor- 
den sind, so sind für die einzelnen Gebäude oder 
Gebäudeteile die nach der Bauart und Bauaus- 
führung sowie nach dem Baujahr maßgebenden 
Vervielfältiger anzuwenden. Können die Werte 
der einzelnen Gebäude oder Gebäudeteile nur 
schwer ermittelt werden, so kann für das ganze 


Beschlüsse des 14. Ausschusses 

(5) unverändert 


§ 52 b 

Vervielfältiger 

(1) unverändert 


(2) Die Landesregierungen werden ermäch- 
tigt, durch Rechtsverordnung zu bestimmen, 
daß Gemeinden oder Gemeindeteile in eine 
andere Gemeindegrößenklasse eingegliedert 
werden, als es ihrer Einwohnerzahl entspricht, 
wenn die Vervielfältiger wegen der besonderen 
wirtschaftlichen Verhältnisse in diesen Gemein- 
den oder Gemeindeteilen abweichend festge- 
setzt werden müssen (z. B. in Kurorten und 
Randgemeinden) . 

(3) Ist die Lebensdauer eines Gebäudes ge- 
genüber der nach seiner Bauart und Bauaus- 
führung in Betracht kommenden Lebensdauer 
infolge baulicher Maßnahmen wesentlich ver- 
längert oder infolge nicht behebbarer Bau- 
mängel und Bauschäden wesentlich verkürzt, 
so ist der Vervielfältiger nicht nach dem tat- 
sächlichen Baujahr des Gebäudes, sondern nach 
dem um die entsprechende Zeit späteren oder 
früheren Baujahr zu ermitteln. 


(4) unverändert 
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Grundstück ein Vervielfältiger nach einem 
durchschnittlichen Baujahr angewendet werden. 

§ 52 c 

Außergewöhnliche Grundsteuerbelastung 

Weicht im Hauptfeststellungszeitpunkt die 
Grundsteuerbelastung in einer Gemeinde er- 
heblich von der in den Vervielfältigern berück- 
sichtigten Grundsteuerbelastung ab, so sind die 
Grundstückswerte in diesen Gemeinden mit 
Ausnahme der in § 52 a Abs. 3 und 4 bezeich- 
neten Grundstücke oder Grundstücksteile bis zu 
10 vom Hundert zu ermäßigen oder zu erhöhen. 
Die Hundertsätze werden durch Rechtsverord- 
nung bestimmt. 

§ 52 d 

Ermäßigung und Erhöhung 

(1) Der sich nach den §§52 bis 52 c ergebende 
Grundstückswert ist zu ermäßigen, wenn Um- 
stände tatsächlicher Art vorliegen, die weder 
in der Höhe der Jahresrohmiete noch in der 
Höhe des Vervielfältigers berücksichtigt sind. 
Solche Umstände sind der bauliche Zustand 
(z. B. behebbare Baumängel und Bauschäden) 
und die Notwendigkeit baldigen Abbruchs. 


(2) Der Grundstückswert (§§ 52 bis 52 c) ist 
zu erhöhen, 


1. wenn die Flächengröße bei Einfami- 
lienhäusern und Zweifamilienhäusern 
mehr als das Zehnfache, bei den übri- 
gen Grundstücksarten mehr als das 
Fünffache der bebauten Fläche be- 
trägt; dies gilt nicht für Grundstücke 
mit Hochhäusern; 


2. wenn ein Grundstück nachhaltig ge- 
gen Entgelt für Reklamezwecke ge- 
nutzt wird, soweit das Entgelt in der 
Jahresrohmiete nicht enthalten ist . 

(3) Eine Ermäßigung nach Absatz 1, die auf 
dem baulichen Zustand beruht, oder die Er- 
höhung nach Absatz 2 darf dreißig vom Hun- 
dert des Grundstückswerts (§§ 52 bis 52 c) nicht 


Beschlüsse des 14. Ausschusses 


§ 52 c 

unverändert 


§ 52 d 

Ermäßigung und Erhöhung 

(1) Liegen wertmindernde Umstände vor, die 
weder in der Höhe der Jahresrohmiete noch in 
der Höhe des Vervielfältigers berücksichtigt 
sind, so ist der sich nach den §§ 52 bis 52 c er- 
gebende Grundstückswert zu ermäßigen. Als 
solche Umstände kommen z. B. in Betracht 

1. ungewöhnlich starke Beeinträchtigun- 
gen durch Lärm, Rauch oder Gerüche, 

2. behebbare Baumängel und Bauschä- 
den und 

3. die Notwendigkeit baldigen Ab- 
bruchs. 

(2) Liegen werterhöhende Umstände vor, die 
in der Höhe der Jahresrohmiete nicht berück- 
sichtigt sind, so ist der sich nach den §§52 bis 
52 c ergebende Grundstückswert zu erhöhen. 
Als solche Umstände kommen nur in Betracht 

1. die Größe der nicht bebauten Fläche, 
wenn sich auf dem Grundstück keine 
Hochhäuser befinden; ein Zuschlag 
unterbleibt, wenn die gesamte Fläche 

bei Einfamilienhäusern oder Zwei- 
familienhäusern nicht mehr als 
1500 qm, bei den übrigen Grund- 
stücksarten nicht mehr als das Fünf- 
fache der bebauten Fläche beträgt, 

2. die nachhaltige Ausnutzung des 
Grundstücks für Reklamezwecke ge- 
gen Entgelt. 


(3) Die Ermäßigung nach Absatz 1 Nr. 1 
und 2 oder die Erhöhung nach Absatz 2 darf 
insgesamt dreißig vom Hundert des Grund- 
stückswerts (§§ 52 bis 52 c) nicht übersteigen. 
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übersteigen. Treffen die Voraussetzungen für 
eine solche Ermäßigung und für eine Erhöhung 
zusammen, so ist der Höchstsatz auf das Ergeb- 
nis des Ausgleichs anzuwenden. 


2. Sachwertverfahren 
§ 53 

Grundstückswert 

Bei der Ermittlung des Grundstückswertes ist 
vom Bodenwert (§ 53 a), vom Gebäudewert 
(§§ 53 b bis 53 e) und vom Wert der Außen- 
anlagen (§ 53 f) auszugehen (Ausgangswert). 
Der Ausgangswert ist an den gemeinen Wert 
anzugleichen (§ 53 g). 

§ 53 a 
Bodenwert 

Der Grund und Boden ist mit dem Wert an- 
zusetzen, der sich dafür als unbebautes Grund- 
stück ergeben würde. 

§ 53 b 

Gebäudewert 

Bei der Ermittlung des Gebäudewertes ist zu- 
nächst ein Wert auf der Grundlage von durch- 
schnittlichen Herstellungskosten nach den Bau- 
preisverhältnissen des Jahres 1958 zu errech- 
nen. Dieser Wert ist nach den Baupreisverhält- 
nissen im Hauptfeststellungszeitpunkt umzu- 
rechnen (Gebäudenormalherstellungswert). Der 
Gebäudenormalherstellungswert ist wegen des 
Alters des Gebäudes im Hauptfeststellungszeit- 
punkt (§ 53 c) und wegen etwa vorhandener 
baulicher Mängel und Schäden (§ 53 d) zu min- 
dern (Gebäudesachwert). Der Gebäudesachwert 
kann in besonderen Fällen ermäßigt oder er- 
höht werden (§ 53 e). 

§ 53 c 

Wertminderung wegen Alters 

(1) Die Wertminderung wegen Alters be- 
inißt sich nach dem Alter des Gebäudes im 
Hauptfeststellungszeitpunkt und nach seiner Le- 
bensdauer. Sie ist in einem Hundertsatz des Ge- 
bäudenormalherstellungswertes auszudrücken. 
Dabei ist von einer gleichbleibenden jährlichen 
Wertminderung auszugehen. 

(2) Die Lebensdauer des Gebäudes ist mit 
höchstens 100 Jahren anzusetzen . Als Alter des 


Beschlüsse des 14. Ausschusses 

Treffen die Voraussetzungen für die Ermäßi- 
gung nach Absatz 1 Nr. 1 und 2 und für die 
Erhöhung nach Absatz 2 zusammen, so ist der 
Höchstsatz nur auf das Ergebnis des Aus- 
gleichs anzuwenden. 

2. Sachwertverfahren 
§ 53 

unverändert 


§ 53 a 
Bodenwert 

Der Grund und Boden ist mit dem Wert an- 
zuseLzen, der sich ergeben würde, wenn das 
Grundstück unbebaut wäre. 

§ 53 b 

unverändert 


§ 53 c 

Wertminderung wegen Alters 

(1) Die Wertminderung wegen Alters be- 
stimmt sich nach dem Alter des Gebäudes im 
Hauptfeststellungszeitpunkt und der gewöhn- 
lichen Lebensdauer von Gebäuden gleicher Art 
und Nutzung. Sie ist in einem Hundertsatz 
des Gebäudenormalherstellungswertes auszu- 
drücken. Dabei ist von einer gleichbleibenden 
jährlichen Wertminderung auszugehen. 

(2) Als Alter des Gebäudes gilt die Zeit zwi- 
schen dem Beginn des Jahres, in dem das Ge- 
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Gebäudes gilt die Zeit zwischen dem Beginn des 
Jahres, in dem das Gebäude bezugsfertig ge- 
worden ist, und dem Hauptfeststellungszeit- 
punkt. 

(3) Als Wertminderung darf insgesamt kein 
höherer Betrag abgesetzt werden, als sich bei 
einem Alter von siebzig vom Hundert der Le- 
bensdauer ergibt. Dieser Betrag kann nur über- 
schritten werden, wenn eine außergewöhnliche 
Wertminderung vorliegt. 

(4) Ist die restliche Lebensdauer eines Ge- 
bäudes infolge baulicher Maßnahmen verlän- 
gert, so ist der nach dem tatsächlichen Alter er- 
rechnete Hundertsatz entsprechend zu mindern. 

§ 53 d 

Wertminderung wegen baulicher Mängel und 
Schäden 

Für bauliche Mängel und Schäden, die weder 
bei der Ermittlung des Gebäudenormalherstel- 
lungswertes noch bei der Wertminderung we- 
gen Alters berücksichtigt worden sind, ist ein 
Abschlag zu machen. Die Höhe des Abschlags 
richtet sich nach Bedeutung und Ausmaß der 
Mängel und Schäden. 

§ 53 e 

Ermäßigung und Erhöhung 

(1) Der Gebäudesachwert kann ermäßigt 
oder erhöht werden, wenn Umstände tatsäch- 
licher Art vorliegen, die bei seiner Ermittlung 
nicht berücksichtigt worden sind. 

(2) Eine Ermäßigung kann insbesondere in 
Betracht kommen, wenn Gebäude wegen der 
Lage des Grundstücks, wegen unorganischen 
Aufbaus oder wirtschaftlicher Überalterung in 
ihrem Wert gemindert sind. 

(3) Ein besonderer Zuschlag ist zu machen, 
wenn ein Grundstück nachhaltig gegen Entgelt 
für Reklamezwecke genutzt wird. 

§ 53 f 

Wert der Außenanlagen 

Der Wert der Außenanlagen (z. B. Umzäunun- 
gen, Wege- oder Platzbefestigungen) ist aus 
durchschnittlichen Herstellungskosten nach den 
Baupreisverhältnissen des Jahres 1958 zu er- 
rechnen und nach den Baupreisverhältnissen im 
Hauptfeststellungszeitpunkt umzurechnen. Die- 
ser Wert ist wegen des Alters der Außenanlagen 
im Hauptfeststellungszeitpunkt und wegen et- 
waiger baulicher Mängel und Schäden zu min- 
dern; die Vorschriften der §§ 53 c und 53 d gel- 
ten sinngemäß. 


Beschlüsse des 14. Ausschusses 

bäude bezugsfertig geworden ist, und dem 
Hauptfeststellungszeitpunkt. 

(3) unverändert 


(4) unverändert 


§ 53 d 

unverändert 


§ 53 e 

unverändert 


§ 53 f 

Wert der Außenanlagen 

Der Wert der Außenanlagen (z. B. Umzäunun- 
gen, Wege- oder Platzbefestigungen) ist aus 
durchschnittlichen Herstellungskosten nach den 
Baupreisverhältnissen des Jahres 1958 zu er- 
rechnen und nach den Baupreisverhältnissen im 
Hauptfeststellungszeitpunkt umzurechnen. Die- 
ser Wert ist wegen des Alters der Außenanlagen 
im Hauptfeststellungszeitpunkt und wegen et- 
waiger baulicher Mängel und Schäden zu min- 
dern; die Vorschriften der §§ 53 c bis 53 e gel- 
ten sinngemäß. 
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§ 53 g 

Angleichung an den gemeinen Wert 

(1) Der Ausgangswert (§ 53) ist durch Anwen- 
dung einer Wertzahl an den gemeinen Wert an- 
zugleichen. 

(2) Die Wertzahlen werden durch Rechtsver- 
ordnung unter Berücksichtigung der wertbeein- 
flussenden Umstände, insbesondere der Zweck- 
bestimmung und Verwendbarkeit der Grund- 
stücke sowie der Beschäftigungslage der Wirt- 
schaftszweige und der Gemeindegrößen, im Rah- 
men von 85 bis 50 vom Hundert des Ausgangs- 
wertes festgesetzt. Dabei können für einzelne 
Grundstücksarten oder Grundstücksgruppen 
oder Untergruppen in bestimmten Gemeinden 
oder Gemeindeteilen besondere Wertzahlen 
festgesetzt werden, wenn es die örtlichen Ver- 
hältnisse auf dem Grundstücksmarkt erfordern. 


IV. Sondervorschriften 
§ 53 h 

Grundstücke im Zustand der Bebauung 

(1) Bei Grundstücken, die sich am Feststel- 
lungszeitpunkt im Zustand der Bebauung befin- 
den, bleiben die nicht bezugsfertigen Gebäude 
oder Gebäudeteile (z. B. Anbauten oder Zubau- 
ten) bei der Ermittlung des Werts außer Be- 
tracht. 

(2) Ist ein Grundstück im Zustand der Bebau- 
ung bei der Ermittlung des Gesamtwertes eines 
gewerblichen Betriebs, bei der Bewertung des 
Gesamtvermögens oder bei der Bewertung des 
Inlandvermögens anzusetzen, so ist für diese 
Zwecke ein besonderer Einheitswert festzustel- 
len. Dabei ist zu dem Wert nach Absatz 1 für 
die nicht bezugsfertigen Gebäude oder Gebäude- 
teile ein Betrag hinzuzurechnen, der nach dem 
Grad ihrer Fertigstellung dem Gebäudewert- 
anteil entspricht, mit dem sie im späteren Ein- 
heitswert enthalten sein werden. Der beson- 
dere Einheitswert darf den Einheitswert für das 
Grundstück nach Fertigstellung der Gebäude 
nicht übersteigen. 

§ 53 i 

Erbbaurecht 

(1) Ist ein Grundstück mit einem Erbbaurecht 
belastet, so ist sowohl für die wirtschaftliche 
Einheit des Erbbaurechts als auch für die wirt- 
schaftliche Einheit des belasteten Grundstücks 
jeweils ein Einheitswert festzustellen. Bei der 
Ermittlung der Einheitswerte ist von einem Ge- 
samtwert auszugehen, der für den Grund und 
Boden einschließlich der Gebäude und Außen- 
anlagen fcstzustellen wäre, wenn die Belastung 
nicht bestünde. Wird der Gesamtwert nach den 


Beschlüsse des 14. Ausschusses 
§ 53 g 

Angleichung an den gemeinen Wert 

(1) unverändert 

(2) Die Wertzahlen werden durch Rechtsver- 
ordnung unter Berücksichtigung der wertbeein- 
flussenden Umstände, insbesondere der Zweck- 
bestimmung und Verwendbarkeit der Grund- 
stücke innerhalb bestimmter Wirtschaftszweige 
und der Gemeindegrößen, im Rahmen von 85 
bis 50 vom Hundert des Ausgangswertes fest- 
gesetzt. Dabei können für einzelne Grund- 
stücksarten oder Grundstücksgruppen oder 
Untergruppen in bestimmten Gebieten, Gemein- 
den oder Gemeindeteilen besondere Wertzahlen 
festgesetzt werden, wenn es die örtlichen Ver- 
hältnisse auf dem Grundstücksmarkt erfordern. 

IV. Sondervorschriften 
§ 53 h 

unverändert 


§ 53 i 

unverändert 
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Vorschriften über die Bewertung der bebauten 
Grundstücke ermittelt, so gilt jede wirtschaft- 
liche Einheit als bebautes Grundstück der 
Grundstücksart, von der bei der Ermittlung des 
Gesamtwerts ausgegangen wird. 

(2) Beträgt die Dauer des Erbbaurechts in 
dem für die Bewertung maßgebenden Zeitpunkt 
noch 50 Jahre oder mehr, so entfällt der Gesamt- 
wert (Absatz 1) allein auf die wirtschaftliche 
Einheit des Erbbaurechts. 

(3) Beträgt die Dauer des Erbbaurechts in 
dem für die Bewertung maßgebenden Zeitpunkt 
weniger als 50 Jahre, so ist der Gesamtwert 
(Absatz 1) entsprechend der restlichen Dauer 
des Erbbaurechts zu verteilen. Dabei entfallen 
auf 

1. die wirtschaftliche Einheit des Erb- 
baurechts: 

der Gebäudewert und ein Anteil am 

Bodenwert; dieser beträgt bei einer 

Dauer des Erbbaurechts 

unter 50 bis zu 40 Jahren 

95 vom Hundert, 

unter 40 bis zu 35 Jahren 

90 vom Hundert, 

unter 35 bis zu 30 Jahren 

85 vom Hundert, 

unter 30 bis zu 25 Jahren 

80 vom Hundert, 

unter 25 bis zu 20 Jahren 

70 vom Hundert, 

unter 20 bis zu 15 Jahren 

60 vom Hundert, 

unter 15 bis zu 10 Jahren 

45 vom Hundert, 

unter 10 bis zu 5 Jahren 

25 vom Hundert, 

unter 5 Jahren 

0 vom Hundert; 

2. die wirtschaftliche Einheit des be- 
lasteten Grundstücks: 

der Anteil am Bodenwert, der nach 

Abzug des in Nummer 1 genann- 
ten Anteils verbleibt. 

Abweichend von den Nummern 1 und 2 ist in 
die wirtschaftliche Einheit des belasteten Grund- 
stücks ein Anteil am Gebäudewert einzube- 
ziehen, wenn besondere Vereinbarungen es 
rechtfertigen. Das gilt insbesondere, wenn bei 
Erlöschen des Erbbaurechts durch Zeitablauf der 
Eigentümer des belasteten Grundstücks keine 
dem Gebäudewert entsprechende Entschädigung 
zu leisten hat. Geht das Eigentum an dem Ge- 
bäude bei Erlöschen des Erbbaurechts durch 
Zeitablauf entschädigungslos auf den Eigentü- 
mer des belasteten Grundstücks über, so ist der 
Gebäudewert entsprechend der in den Num- 
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mern 1 und 2 vorgesehenen Verteilung des Bo- 
denwerts zu verteilen. Beträgt die Entschädi- 
gung für das Gebäude beim Übergang nur einen 
Teil des Gebäudewertes, so ist der dem Eigen- 
tümer des belasteten Grundstücks entschädi- 
gungslos zufallende Anteil entsprechend zu ver- 
teilen. Eine in der Höhe des Erbbauzinses zum 
Ausdruck kommende Entschädigung für den Ge- 
bäudewert bleibt außer Betracht. Der Wert der 
Außenanlagen wird wie der Gebäudewert be- 
handelt. 

(4) Hat sich der Erbbauberechtigte durch Ver- 
trag mit dem Eigentümer des belasteten Grund- 
stücks zum Abbruch des Gebäudes bei Beendi- 
gung des Erbbaurechts verpflichtet, so ist dieser 
Umstand durch einen entsprechenden Abschlag 
zu berücksichtigen; der Abschlag unterbleibt, 
wenn vorauszusehen ist, daß das Gebäude trotz 
der Verpflichtung nicht abgebrochen werden 
wird. 

(5) Das Recht auf den Erbbauzins ist nicht 
als Bestandteil des Grundstücks zu berücksich- 
tigen, sondern bei der Ermittlung des sonstigen 
Vermögens oder des Betriebsvermögens des 
Eigentümers des belasteten Grundstücks anzu- 
setzen. Dementsprechend ist die Verpflichtung 
zur Zahlung des Erbbauzinses nicht bei der Be- 
wertung des Erbbaurechts zu berücksichtigen, 
sondern bei der Ermittlung des Gesamtvermö- 
gens (Inlandsvermögens) oder des Betriebsver- 
mögens des Erbbauberechtigten abzuziehen. 

(6) Bei Wohnungserbbaurechten oder Teil- 
erbbaurechten ist der Gesamtwert (Absatz 1) in 
gleicher Weise zu ermitteln, wie wenn es sich 
um Wohnungseigentum oder um Teileigentum 
handeln würde. Die Verteilung des Gesamt- 
werts erfolgt entsprechend Absatz 3. 

(7) Bei den Wertfortschreibungen, die infolge 
der Änderung der Verteilung des Gesamtwertes 
auf die Einheitswerte für die wirtschaftlichen 
Einheiten des Erbbaurechts und des belasteten 
Grundstücks durchzuführen sind (Absatz 3), sind 
die Wertfortschreibungsgrenzen des § 22 nicht 
anzuwenden. 


§ 53 k § 

Wohnungseigentum und Teileigentum unve 

(1) Jedes Wohnungseigentum und Teileigen- 
tum bildet eine wirtschaftliche Einheit. Für die 
Bestimmung der Grundstücksart (§ 51 d) ist die 
Nutzung des auf das Wohnungseigentum und 
Teileigentum entfallenden Gebäudeteils maß- 
gebend. Die Vorschriften der §§ 51 e bis 53 h 
finden Anwendung, soweit sich nicht aus den 
Absätzen 2 und 3 etwas anderes ergibt. 

(2) Das zu mehr als achtzig vom Hundert 
Wohnzwecken dienende Wohnungseigentum ist 
im Wege des Ertragswertverfahrens nach den 


14. Ausschusses 


53 k 

rändert 


44 



Deutscher Bundestag — 4. Wahlperiode 


Drucksache IV/ 3508 


Entwurf Beschlüsse des 14. Ausschusses 

Vorschriften zu bewerten, die für Mietwohn- 
grundstücke maßgebend sind. Wohnungseigen- 
tum, das zu nicht mehr als achtzig vom Hundert, 
aber zu nicht weniger als zwanzig vom Hundert 
Wohnzwecken dient, ist im Wege des Ertrags- 
wertverfahrens nach den Vorschriften zu be- 
werten, die für gemischtgenutzte Grundstücke 
maßgebend sind. 

(3) Entsprechen die im Grundbuch eingetra- 
genen Miteigentumsanteile an dem gemein- 
schaftlichen Eigentum nicht dem Verhältnis der 
Jahresrohmiete zueinander, so kann dies bei 
der Feststellung des Werts entsprechend be- 
rücksichtigt werden, Sind einzelne Räume, die 
im gemeinschaftlichen Eigentum stehen, vermie- 
tet, so ist ihr Wert nach den im Grundbuch ein- 
getragenen Anteilen zu verteilen und bei den 
einzelnen wirtschaftlichen Einheiten zu erfassen. 


§ 53 1 

Gebäude auf fremdem Grund und Boden 

(1) Bei Gebäuden auf fremdem Grund und 
Boden ist der Bodenwert dem Eigentümer des 
Grund und Bodens und der Gebäudewert dem 
wirtschaftlichen Eigentümer des Gebäudes zu- 
zurechnen. Außenanlagen (z. B. Umzäunungen, 
Wegebefestigungen), auf die sich das wirtschaft- 
liche Eigentum am Gebäude erstreckt, sind un- 
beschadet der Vorschriften in § 50 Abs. 2 in die 
wirtschaftliche Einheit des Gebäudes einzube- 
ziehen. Für die Grundstücksart des Gebäudes ist 
§ 51 d maßgebend; der Grund und Boden, auf 
dem das Gebäude errichtet ist, gilt als bebautes 
Grundstück derselben Grundstücksart. 

(2) Für den Grund und Boden ist der Wert 
nach den für unbebaute Grundstücke geltenden 
Grundsätzen zu ermitteln; beeinträchtigt die 
Nutzungsbehinderung, welche sich aus dem 
Vorhandensein des Gebäudes ergibt, den Wert, 
so ist dies zu berücksichtigen. 

(3) Die Bewertung der Gebäude erfolgt nach 
§ 51 e. Wird das Gebäude nach dem Ertrags- 
wertverfahren bewertet, so ist von dem sich 
nach den §§ 52 bis 52 b ergebenden Wert der auf 
den Grund und Boden entfallende Anteil abzu- 
ziehen. Ist vereinbart, daß das Gebäude nach Ab- 
lauf der Miet- oder Pachtzeit abzubrechen ist, so 
ist dieser Umstand durch einen entsprechenden 
Abschlag zu berücksichtigen; der Abschlag un- 
terbleibt, wenn vorauszusehen ist, daß das Ge- 
bäude trotz der Verpflichtung nicht abgebro- 
chen werden wird.' 1 


§ 531 

unverändert 


19. Die Überschrift vor § 54 erhält die folgende Fas- 19. unverändert 
♦ sung: 

„D. Betriebsvermögen 11 
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20. § 57 wird wie folgt geändert: 

♦ 

a) In Absatz 1 Nr. 2 werden die Worte „land- 
und forstwirtschaftlichen Betrieb" durch die 
Worte „Betrieb der Land- und Forstwirt- 
schaft" ersetzt. 

b) Absatz 2 wird wie folgt geändert: 

In Absatz 2 wird nach dem Satz 2 der fol- 
gende Satz 3 eingefügt: „Ein Grundstück, an 
dem neben dem Betriebsinhaber noch andere 
Personen beteiligt sind, gilt auch hinsichtlich 
des Anteils des Betriebsinhabers nicht als 
Betriebsgrundstück." Im folgenden Satz wer- 
den die Worte „Abweichend von den Sät- 
zen 1 und 2" durch die Worte „Abweichend 
von den Sätzen 1 bis 3" ersetzt. 


20. unverändert 


20a. In § 63 Abs. 5 Nr. 1 werden die Worte „§ 32 

^ Abs. 2 " durch die Worte rr § 30 Abs. 2 " ersetzt. 

20b. § 67 wird wie folgt geändert: 

♦ 

a) In Absatz 1 Nr. 7 werden die Worte „land- 
und forstwirtschaftlichen Betriebs (§ 29 
Abs. 2 Ziff. 3)" durch die Worte „Betriebs 
der Land- und Forstwirtschaft (§ 28 Abs. 3 
Nr. 3) 11 ersetzt. 

b) In Absatz 1 Nr. 8 werden die Worte „land- 
und forstwirtschaftlichen Betrieb" durch die 
Worte „Betrieb der Land- und Forstwirt- 
schaft" ersetzt. 


20c. § 74 wird wie folgt geändert: 

♦ 

a) In Absatz 1 Nr. 2 werden die Worte „land- 
oder forstwirtschaftlichen Betrieb" durch die 
Worte „Betrieb der Land- und Forstwirt- 
schaft" ersetzt. 

b) Absatz 1 Nr. 3 erhält die folgende Fassung: 
„3. bei Inhabern von Betrieben der Land- 

und Forstwirtschaft zur Abgeltung des 
Überschusses der laufenden Betriebsein- 
nahmen über die laufenden Betriebsaus- 
gaben, der nach dem Ende des vorange- 
gangenen Wirtschaftsjahres (§ 30 Abs. 2) 
entstanden ist, ein Achtzehntel des Wirt- 
schaftswertes des Betriebes der Land- 
und Forstwirtschaft; bei buchführenden 
Inhabern von Betrieben der Land- und 
Forstwirtschaft kann statt dessen auf 
Antrag der nachgewiesene Überschuß 
der laufenden Betriebseinnahmen über 
die laufenden Betriebsausgaben abgezo- 
gen werden, soweit er am Veranla- 
gungszeitpunkt noch vorhanden ist oder 
zur Tilgung von Schulden verwendet 
worden ist, die am Ende des vorange- 
gangenen Wirtschaftsjahres bestanden 
haben und mit dem Wirtschaftsteil des 
Betriebes in wirtschaftlichem Zusam- 
menhang stehen." 
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21. Der Dritte Teil erhält statt der Überschrift 
„Übergangsvorschrifterl" die Überschrift „ Er- 
mächtigungsvorschriften ", . 

22. § 79 erhält die folgende Fassung: 

siehe Artikel 3 


»§ 79 

Ermächtigungen 

(1) Die Bundesregierung wird ermächtigt, mit 
Zustimmung des Bundesrates 

1. die in § 21 Abs. 1 , § 34 Abs. 5, § 38 
Abs. 2, § 39 a Abs. 4, § 39 b Abs. 1, 
§ 42 Abs. 2, §§ 41, 48 Abs. 2, §§ 52 c 
und 53 g Abs. 2 vorgesehenen Rechts- 
verordnungen zu erlassen; 

2. zur Durchführung dieses Gesetzes 
Rechtsverordnungen zu erlassen , so- 
weit dies zur Wahrung der Gleich- 
mäßigkeit bei der Besteuerung , zur 
Beseitigung von Unbilligkeiten in 
Härtefällen oder zur Vereinfachung 
des Besteuerungsverfahrens erforder- 
lich ist, und zwar 

a) über die Abgrenzung der Vermö- 
gensarien, 

b) über die Ermittlung der Einheits- 
werte des Grundbesitzes und der 
Mineralgewinnungsrechte ; 


Beschlüsse des 14. Ausschusses 

21. Der Dritte Teil erhält statt der Überschrift 
„Übergangsvorschriften" die Überschrift „Schluß- 
vorschriften 11 . 

22. § 79 wird durch die folgenden §§ 79 und 80 er- 
# setzt: 

„§ 79 

Besondere Vorschriften für Berlin (West) 

(1) § 39 Abs. 1 r § 46 Abs. 1 und § 49 d gelten 
nicht für den Grundbesitz in Berlin (West). Bei 

der Beurteilung der natürlichen Ertragsbedin- 
gungen und des Bodenartenverhältnisses ist in 
sinngemäßer Anwendung der Grundsätze des 
Bodenschätzungsgesetzes und der dazu ergan- 
genen Durchführungsbestimmungen vom 12. Fe- 
bruar 1935 (Reichsgesetzbl. I S. 198) zu verfah- 
ren. 

(2) Durch Rechtsverordnung können im Hin- 
blick auf die besonderen Verhältnisse am 
Grundstücksmarkt für den Grundbesitz in Ber- 
lin (West) 

1. die Vervielfältiger und die Wertzah- 
len abweichend von den §§ 52 b und 
53 g festgesetzt und 

2. Zu- und Abschläge bei der Ermittlung 
der Grundstückswerte in Berlin (West) 
oder in örtlich begrenzten Teilen von 
Berlin (West), erforderlichenfalls nur 
für einzelne Grundstücksarten oder 
anderweitig bestimmte Gruppen von 
Grundstücken und Betriebsgrundstük- 
ken r 

vorgeschrieben werden. 

§ 80 

Ermächtigungen 

(1) Die Bundesregierung wird ermächtigt, mit 
Zustimmung des Bundesrates die in § 21 Abs. 1, 
§ 32 Abs. 1, § 39 a Abs. 4 r § 42 Abs. 3, 4 und 8, 
§§ 52 c, 53 g Abs. 2 und § 79 Abs. 2 vorgesehe- 
nen Rechtsverordnungen zu erlassen. 
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3. Vorschriften durch Rechtsverordnung 
zu erlassen über die sich aus der Auf- 
hebung oder Änderung von Vorschrif- 
ten dieses Gesetzes ergebenden 
Rechtsfolgen , soweit dies zur Wah- 
rung der Gleichmäßigkeit bei der Be- 
steuerung oder zur Beseitigung von 
Unbilligkeiten in Härtefällen erfor- 
derlich ist. 

(2) Der Bundesminister der Finanzen wird 
ermächtigt, den Wortlaut dieses Gesetzes und 
der zu diesem Gesetz erlassenen Durchführungs- 
verordnungen in der jeweils geltenden Fassung 
mit neuem Datum, neuer Überschrift und neuer 
Paragraphenfolge bekanntzumachen und dabei 
Unstimmigkeiten des Wortlauts — insbeson- 
dere hinsichtlich der bisher verwendeten Be- 
zeichnung „Ziffer" — zu beseitigen." 


Artikel 2 

(1) Für Grundbesitz findet die nächste Haupt- 
feststellung der Einheitswerte nach § 21 des Bewer- 
tungsgesetzes in der Fassung des Artikels 1 Nr. 7 
auf den Beginn des Kalenderjahres 1964 statt 
(Hauptfeststellung 1964). Der Zeitpunkt, von dem 
an diese Einheitswerte des Grundbesitzes bei der 
Feststellung von Einheitswerten der gewerblichen 
Betriebe oder bei der Festsetzung der Steuern zu- 
grunde gelegt werden, wird durch besonderes Ge- 
setz bestimmt. 


(2) Fortschreibungen der nach Absatz 1 festge- 
stellten Einheitswerte, Nachfeststellungen und Auf- 
hebungen von Einheitswerten des Grundbesitzes 
werden nach den §§ 22 bis 23 a des Bewertungsge- 
setzes in der Fassung des Artikels 1 Nrn. 8 bis 10 
erstmals auf den Zeitpunkt vorgenommen, von dem 
an die Einheitswerte nach Absatz 1 Satz 2 erstmals 
der Besteuerung zugrunde gelegt werden. 

(3) Vorbehaltlich des Absatzes 4 sind erstmals an- 
zuwenden 

1. die Vorschriften des Artikels 1 Nr. 16, 18 
und 20 bei der Hauptfeststellung der Ein- 
heitswerte des Grundbesitzes 1964, 


Beschlüsse des 14. Ausschusses 


(2) unverändert 


Artikel 2 

(1) Für Grundbesitz findet die nächste Hauph 
festellung der Einheitswerte nach § 21 des Bewer- 
tungsgesetzes in der Fassung des Artikels 1 Nr. 7 
auf den Beginn des Kalenderjahres 1964 statt 
(Hauptfeststellung 1964). Bei der Hauptfeststellung 
1964 gilt bei der Bewertung von Grundstücken im 
Wege des Ertragswertverfahrens, wenn die Jahres- 
rohmiete auf Grund der Mietpreisfreigabe nach § 15 
des Zweiten Bundesmietengesetzes in der Fassung 
des Artikels 1 Nr. 1 des Gesetzes zur Änderung von 
Fristen des Gesetzes über den Abbau der Woh- 
nungszwangswirtschaft und über ein soziales Miet- 
und Wohnrecht vom 29. Juli 1963 (Bundesgesetzbl. I 
S. 524) in der Zeit bis zum 1. Januar 1964 erhöht 
worden ist, die vor dieser Erhöhung geltende Jah- 
resrohmiete als Jahresrohmiete vom 1. Januar 1964. 
Die auf die Hauptfeststellung 1964 folgende Haupt- 
feststellung der Einheitswerte findet für den Grund- 
besitz abweichend von § 21 Abs. 1 Nr. 1 des Be- 
wertungsgesetzes in der Fassung des Artikels 1 
Nr. 7 auf den Beginn des Kalenderjahres 1971 statt 
(Hauptfeststellung 1971). 

(2) unverändert 


(3) Vorbehaltlich des Absatzes 4 sind erstmals an- 
zuwenden 

1. § 23 b des Bewertungsgesetzes in der Fas- 
sung des Artikels 1 Nr. 10, die Vorschrif- 
ten des Artikels 1 Nr. 16, 18 und 20 und 
§ 79 des Bewertungsgesetzes in der Fas- 
sung des Artikels 1 Nr. 22 bei der Haupt- 
feststellung der Einheitswerte des Grund- 
besitzes 1964, 
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2. § 24 a des Bewertungsgesetzes in der Fas- 
sung des Artikels 1 Nr. 12 bei Fortschrei- 
bungen und Nachfeststellungen der Ein- 
heitswerte des Grundbesitzes auf den in 
Absatz 2 bezeichneten Zeitpunkt. 

(4) Für die Zwecke von Steuern, bei denen die 
nach Absatz 1 oder Absatz 2 festgestellten Einheits- 
werte noch nicht der Besteuerung zugrunde gelegt 
werden, werden weiterhin Fortschreibungen der bis- 
herigen Einheitswerte des Grundbesitzes und Nach- 
feststellungen von Einheitswerten des Grundbesit- 
zes nach den bisherigen Vorschriften des Bewer- 
tungsgesetzes und den zu ihnen ergangenen Durch- 
führungsvorschriften vorgenommen. Wertfortschrei- 
bungen auf den 1. Januar 1964 oder auf einen spä- 
teren Zeitpunkt werden aber abweichend von § 22 
des Bewertungsgesetzes in der bisher geltenden 
Fassung nur vorgenommen, wenn der Wert ent- 
weder um mehr als ein Viertel, mindestens aber um 
3000 Deutsche Mark, oder um mehr als 200 000 
Deutsche Mark von dem Einheitswert des letzten 
Feststellungszeitpunktes abweicht, der nach den bis- 
herigen Vorschriften festgestellt worden ist; das gilt 
auch bei Flächenänderungen. 


(5) Bei einer Stichtagsbewertung nach § 23 Abs. 4 
des Erbschaftsteuergesetzes auf einen früheren 
Zeitpunkt als den Zeitpunkt, der in dem in Absatz 1 
Satz 2 erwähnten Gesetz für die Erbschaftsteuer be- 
stimmt wird, gilt Absatz 4 entsprechend. 

(6) Bei der Einheitsbewertung von Mineralge- 
winnungsrechten und von gewerblichen Betrieben 
gilt für die Anwendung der Vorschriften des Be- 
wertungsgesetzes folgendes: 

1. Es sind anzuwenden 

a) § 21 des Bewertungsgesetzes in der 

Fassung des Artikels 1 Nr. 7 von dem 
Zeitpunkt an, auf den erstmals nach 
dem Inkrafttreten dieses Gesetzes eine 
Hauptfeststellung der Einheitswerte 
von Mineralgewinnungsrechten oder 
von gewerblichen Betrieben vorgenom- 
men wird, 

b) § 22 des Bewertungsgesetzes in der 
Fassung des Artikels 1 Nr. 8 und § 23 a 
des Bewertungsgesetzes in der Fassung 
des Artikels 1 Nr. 10 von dem Zeitpunkt 
an, auf den erstmals nach der in Buch- 
stabe a bezeichneten Hauptfeststellung 
Fortschreibungen und Aufhebungen 
von Einheitswerten von Mineralgewin- 
nungsrechten oder von gewerblichen 
Betrieben vorgenommen werden, 


Beschlüsse des 14. Ausschusses 
2. unverändert 


(4) Für die Zwecke von Steuern, bei denen die 
nach Absatz 1 oder Absatz 2 festgestellten Einheits- 
werte noch nicht der Besteuerung zugrunde gelegt 
werden, werden weiterhin Fortschreibungen der bis- 
herigen Einheitswerte des Grundbesitzes und Nach- 
feststellungen von Einheitswerten des Grundbesit- 
zes nach den bisherigen Vorschriften des Bewer- 
tungsgesetzes und den zu ihnen ergangenen Durch- 
führungsvorschriften vorgenommen. Wertfortschrei- 
bungen auf den 1. Januar 1966 oder auf einen spä- 
teren Zeitpunkt werden aber abweichend von § 22 
des Bewertungsgesetzes in der bisher geltenden 
Fassung nur vorgenommen, wenn der Wert ent- 
weder um mehr als ein Viertel, mindestens aber um 
3000 Deutsche Mark, oder um mehr als 200 000 
Deutsche Mark von dem Einheitswert des letzten 
Feststellungszeitpunktes abweicht, der nach den bis- 
herigen Vorschriften festgestellt worden ist. Wird 
bei einer wirtschaftlichen Einheit die Grundstücks- 
fläche verkleinert oder vergrößert, so wird der Ein- 
heitswert ohne Rücksicht auf diese Grenzen neu 
festgestellt, wenn der neue Wert um mindestens 
1000 Deutsche Mark von dem Einheitswert des letz- 
ten Feststellungszeitpunkts abweicht. Die Fortschrei- 
bung auf Null Deutsche Mark bei Wegfall der wirt~. 
schaftlichen Einheit bleibt unberührt. 

(5) unverändert 


(6) unverändert 
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c) § 24 a des Bewertungsgesetzes in der 
Fassung des Artikels 1 Nr. 12 von dem 
Zeitpunkt an, auf den erstmals nach 
der in Buchstabe a bezeichneten Haupt- 
feststellung Fortschreibungen und 
Nachfeststellungen von Einheitswerten 
von Mineralgewinnungsrechten vorge- 
nommen werden. 

2. Die bisherigen Vorschriften des Bewer- 
tungsgesetzes und die zu ihnen ergange- 
nen Durchführungsvorschriften sind wei- 
terhin bei Fortschreibungen und Nachfest- 
stellungen der Einheitswerte von Mineral- 
gewinnungsrechten und von gewerblichen 
Betrieben auf einen früheren als auf den 
in Nummer 1 Buchstabe a bezeichneten 
Zeitpunkt anzuwenden. 


(1) Bis zur Bildung des Bewertungsbeirates, läng- 
stens bis zum 31. Dezember 1964 , werden seine Auf- 
gaben durch den vorläufigen Bewertungsbeirat er- 
ledigt, der auf Grund des Gesetzes über die Bil- 
dung eines vorläufigen Bewertungsbeirates vom 
28. September 1950 (Bundesgesetzbl. S. 682) gebil- 
det worden ist. Bis zur Bildung der Gutachteraus- 
schüsse, längstens bis zum 31. Dezember 1964, wer- 
den ihre Aufgaben durch die Gutachterausschüsse 
erledigt, die nach dem bisherigen § 35 des Bewer- 
tungsgesetzes und nach § 8 der Durchführungsver- 
ordnung zum Bewertungsgesetz vom 2. Februar 
1935 (Reichsgesetzbl. I S. 81) in der zur Zeit gelten- 
den Fassung gebildet worden sind. 


Beschlüsse des 14. Ausschusses 


(7) Bei der Ermittlung des Gesamtvermögens und 
des Inlandsvermögens ist § 74 Abs. 1 Nr. 3 in der 
Fassung des Artikels 1 Nr. 20 c von dem Zeitpunkt 
an anzuwenden, von dem an die nach Absatz 1 fest- 
gestellten Einheitswerte zugrunde gelegt werden. 

(8) Bis zur Bildung des Bewertungsbeirates, läng- 
stens bis zum 31. Dezember 1966, werden seine Auf- 
gaben durch den vorläufigen Bewertungsbeirat er- 
ledigt, der auf Grund des Gesetzes über die Bil- 
dung eines vorläufigen Bewertungsbeirates vom 
28. September 1950 (Bundesgesetzbl. S. 682) gebil- 
det worden ist. Bis zur Bildung der Gutachteraus- 
schüsse, längstens bis zum 31. Dezember 1966, wer- 
den ihre Aufgaben durch die Gutachterausschüsse 
erledigt, die nach dem bisherigen § 35 des Bewer- 
tungsgesetzes und nach § 8 der Durchführungsver- 
ordnung zum Bewertungsgesetz vom 2. Februar 
1935 (Reichsgesetzbl. I S. 81) in der zur Zeit gelten- 
den Fassung gebildet worden sind. 


Artikel 2a 

(1) Der Zeitpunkt, von dem an die Einheitswerte 
des Grundbesitzes der Hauptfeststellung 1964 (Ar- 
tikel 2 Abs. 1 Satz 1) bei der Feststellung von Ein- 
heitswerten der gewerblichen Betriebe und bei der 
Festsetzung der Steuern zugrunde gelegt werden, 
und die von diesem Zeitpunkt an anzuwendenden 
Besteuerungsmaßstäbe werden durch besonderes 
Gesetz bestimmt. 

(2) Von dem in Absatz 1 bezeichneten Zeitpunkt 
an sind bei der Grundsteuer nicht mehr die in § 12 
des Grundsteuergesetzes vom 10. August 1951 (Bun- 
desgesetzbl. I S. 519), zuletzt geändert durch das 
Gesetz zur Änderung des Grundsteuergesetzes vom 
24. März 1965 (Bundesgesetzbl. I S. 155), und §§ 28, 
29 und 33 der Grundsteuer-Durchführungsverord- 
nung vom 29. Januar 1952 (Bundesgesetzbl. I S. 79), 
zuletzt geändert durch Artikel I der Verordnung zur 
Änderung grundsteuerlicher Vorschriften vom 
31. Juli 1961 (Bundesgesetzbl. I S. 1118), bestimmten 
Steuermeßzahlen anzuwenden. Die Steuermeßzah- 
len, die auf die nach den Wertverhältnissen vom 
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1. Januar 1964 festgestellten Einheitswerte ange- 
wendet werden, sollen nach Maßgabe des in Ab- 
satz 1 bezeichneten Gesetzes so bestimmt werden, 
daß die Steuermeßbeträge der Betriebe der Land- 
und Forstwirtschaft und die Steuermeßbeträge der 
bebauten Grundstücke jeweils insgesamt annähernd 
die gleichen bleiben wie die Steuermeßbeträge, die 
sich bei den nach bisherigem Recht festgestellten 
Einheitswerten und den bisherigen Steuermeßzah- 
len jeweils insgesamt ergeben. 


Artikel 2 b 

(1) Der Zeitpunkt, von dem an die nach den Vor- 
schriften des Bewertungsgesetzes in der Fassung 
dieses Gesetzes festgestellten Einheitswerte beim 
Ansatz von Gerichtskosten zugrunde gelegt werden, 
wird durch besonderes Gesetz bestimmt. 

(2) Für die Anwendung der Höfeordnung vom 
24. April 1947 (Anlage B der Verordnung Nr. 84 — 
Erbhöfe — , Amtsblatt der Britischen Militärregie- 
rung Nr. 18 S. 505) sind bis auf weiteres die Ein- 
heitswerte maßgebend, die nach den bisherigen 
Vorschriften des Bewertungsgesetzes und den zu 
ihnen ergangenen Durchführungsvorschriften fest- 
gestellt sind. 


Artikel 2 c 

Die Reichsabgabenordnung vom 22. Mai 1931 
(Reichsgesetzbl. I S. 161), zuletzt geändert durch 
Artikel 6 des Steueränderungsgesetzes 1965 vom 
14. Mai 1965 (Bundesgesetzbl. I S. 377), wird wie 
folgt geändert: 

1. In § 72 Ziff. 1 werden die Worte „land- und 
forstwirtschaftlichen Betrieben 1 ' durch die Worte 
„Betrieben der Land- und Forstwirtschaft" er- 
setzt. 

2. In § 214 Ziff. 1 werden innerhalb der Klammer 
die Worte „land- und forstwirtschaftliche Be- 
triebe; Grundstücke, die nicht zu einem gewerb- 
lichen Betrieb gehören" durch die Worte „Be- 
triebe der Land- und Forstwirtschaft, Grund- 
stücke" ersetzt. 

3. In § 215 Abs. 1 werden die Worte „land- und 
forstwirtschaftlichen Betriebs" durch die Worte 
„Betriebs der Land- und Forstwirtschaft" ersetzt. 

4. In § 216 Abs. 1 Ziff. 1 werden die Worte „land- 
und forstwirtschaftlichen Betrieb" durch die 
Worte „Betrieb der Land- und Forstwirtschaft" 
ersetzt. 

5. § 225 a erhält die folgende Fassung: 

„§ 225 a 

(1) Ein Feststellungsbescheid über einen Ein- 
heitswert (§ 214 und § 215 Abs. 1) wird durch 
einen neuen Feststellungsbescheid (Fortschrei- 
bungsbescheid) ersetzt, wenn die Voraussetzun- 
gen für eine Fortschreibung nach § 22 des Be- 
wertungsgesetzes vorliegen. 
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(2) Der Fortschreibungsbescheid wird auf An- 
trag, erforderlichenfalls auch von Amts wegen 
erteilt. Der Antrag kann nur bis zum Ablauf des 
Kalenderjahres, auf dessen Beginn die Fort- 
schreibung begehrt wird, jedoch in den Fällen 
einer Fortschreibung wegen einer Änderung der 
tatsächlichen Verhältnisse noch bis zum Ablauf 
eines Monats, seitdem der bisherige Feststel- 
lungsbescheid unanfechtbar geworden ist, ge- 
stellt werden. Die Antragsfrist ist eine Aus- 
schlußfrist. 1 11 


Artikel 2d 

§ 13 des Bodenschätzungsgesetzes vom 16. Okto- 
ber 1934 (Reichsgesetzbl. I S. 1050) erhält die fol- 
gende Fassung: 

„§ 13 

Regelmäßige Überprüfung der Bodenschätzung 

Die Ergebnisse der Bodenschätzung sind zu jeder 
Hauptfeststellung der Einheitswerte des land- und 
forstwirtschaftlichen Vermögens zu überprüfen. Die 
Überprüfung hat sich darauf zu erstrecken, ob und 
in welchem Umfang sich das Ertragsverhältnis der 
verschiedenen Böden verschoben hat. 11 


Artikel 2 e 

In Verbindung mit der Hauptfeststellung der Ein- 
heitswerte des Grundbesitzes auf den 1. Januar 1964 
wird eine Einheitswertstatistik als Bundesstatistik 
durchgeführt. Als Zählpapiere dienen die Durch- 
schriften der Einheitswertbescheide. Die Zählpapiere 
dürfen die Namen und die Anschriften der Steuer- 
pflichtigen nicht enthalten. 


Artikel 3 Artikel 3 

(1) § 39 Abs. 1 des Bewertungsgesetzes in der entfällt hier 

Fassung dieses Gesetzes gilt nicht im Land Berlin. s i e h e Artikel 1 Nr. 22 (§ 79) 

Bei der Beurteilung der natürlichen Ertragsbedin- 
gungen und des Bodenartenverhältnisses ist im 

Land Berlin in sinngemäßer Anwendung der Grund- 
sätze des Bodenschätzungsgesetzes vom 16. Oktober 
1934 (Reichsgesetzbl. I S. 1050) und der dazu ergan- 
genen Durchführungsbestimmungen vom 12. Fe- 
bruar 1935 (Reichsgesetzbl. I S. 198) zu verfahren. 

(2) Die Bundesregierung wird ermächtigt , durch 
Rechtsverordnung mit Zustimmung des Bundesrates 
im Hinblick auf die besonderen Verhältnisse des 
Grundstücksmarktes in Berlin für die Ermittlung und 
Feststellung der Einheitswerte für den Grundbesitz 
in Berlin (West) 

1. die Vervielfältiger und die Wertzahlen 
abweichend von den §§ 52 b und 53 g des 

Bewertungsgesetzes festzusetzen, 
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2. Zu- und Abschläge bei den Grundstücks- 
werten erforderlichenfalls nur für Gruppen 
einzelner oder aller Grundstücksarten in 
Berlin (West) oder in örtlich begrenzten 
Teilen von Berlin (West) vorzuschreiben . 


Artikel 4 

Dieses Gesetz gilt nach Maßgabe des § 12 Abs. 1 
des Dritten Überleitungsgesetzes vom 4. Januar 
1952 (Bundesgesetzbl. I S. 1) auch im Land Berlin. 
Rechtsverordnungen, die auf Grund dieses Gesetzes 
erlassen werden, gelten im Land Berlin nach § 14 
des Dritten Überleitungsgesetzes. 


Artikel 5 

(1) Dieses Gesetz tritt am Tage nach seiner Ver- 
kündung in Kraft. 

(2) Gleichzeitig treten vorbehaltlich des Ar- 
tikels 2 das Gesetz über die Bildung eines vorläu- 
figen Bewertungsbeirates und die §§ 1 bis 46, 49 
und 77 bis 86 der Durchführungsverordnung zum Be- 
wertungsgesetz in der zur Zeit geltenden Fassung 
außer Kraft. 


Beschlüsse des 14. Ausschusses 


Artikel 4 

Dieses Gesetz gilt nach Maßgabe des § 12 Abs. 1 
des Dritten Überleitungsgesetzes vom 4. Januar 
1952 (Bundesgesetzbl. I S. 1) auch im Land Berlin. 
Rechtsverordnungen, die auf Grund des Bewertungs- 
gesetzes in der Fassung dieses Gesetzes erlassen 
werden, gelten im Land Berlin nach § 14 des Dritten 
Überleitungsgesetzes. 


Artikel 5 
unverändert 
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Umrechnungsschlüssel für Tierbestände in 
Vieheinheiten (VE) nach dem Futterbedarf 


Tierart 

1 Tier — ... VE 

Tierart 

1 Tier 

— ... VE 

Pferde 


Schweine 



Pferde unter 3 Jahren 

0,70 

Ferkel 


0,02 

Pferde 3 Jahre alt und älter 

1,10 

Läufer 


0,06 



Zuchtschweine 


0,33 

Rindvieh 


Mastschweine 


0,16 

Kälber und Jungvieh unter 1 Jahr 

0,30 

Geflügel 



Jungvieh 1 bis 2 Jahre alt 

0,70 




Zuchtbullen 

1,20 I 

Legehennen 


0,02 

Zugochsen 

1,20 

| einschließlich einer normalen Aufzucht 


Kühe, Färsen, Masttiere 

1,00 

zur Ergänzung des Bestandes) 





Zuchtenten 


0,04 



Zuchtputen 


0,04 

Schafe 


Zuchtgänse 


0,04 

Schafe unter 1 Jahr 

0,05 

J ungmasthühner 


0,0017 

Schafe 1 Jahr alt und älter 

0,10 

Junghennen 


0,0017 



Mastenten 


0,0033 



Mastputen 


0,0067 

Ziegen 

0,08 

Mastgänse 


0,0067 


Anlage 2 


Gruppen der Zweige des Tierbestands nach der 
Flächenabhängigkeit 


1. Mehr flächenabhängige Zweige des Tierbestands 

Pferdehaltung, 

Pferdezucht, 

Schafzucht, 

Schafhaltung, 

Rindviehzucht, 

Milchviehhaltung, 

Rindviehmast. 

2. Weniger flächenabhängige Zweige des Tierbe- 
stands 

Schweinezucht, 

Schweinemast, 

Hühnerzucht, 

Entenzucht, 

Gänsezucht, 

Putenzucht, 

Legehennenhaltung, 

Junghühnermast, 

Entenmast, 

Gänsemast, 

Putenmast. 
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Mietwohngrundstücke 


Vervielfältiger 

A. bei Massivbauten mit Mauerwerk aus Ziegelsteinen, Natursteinen, Kalksandsteinen, Schwemmsteinen 
ohne ähnlichen Steinen sowie bei Stahl- und Stahlbetonskelettbauten außer bei solchen Bauten, die unter 

B. fallen 


Gemeindegrößenklassen 



bis 

2 000 

über 

2 000 
bis 

5 000 

über 

5 000 
bis 

10 000 

über 

10 000 
bis 

50 000 

über 

50 000 
bis 

100 000 

über 

100 000 
bis 

200 000 

über 

200 000 
bis 

500 000 

über 
500 000 
Ein- 
wohner 

Altbauten 

vor 1895 

7,2 

6,9 

5,8 

5,8 

5,7 

5,5 

5,4 

5,3 

1895 bis 1899 

7,4 

7,1 

6,0 

5,9 

5,8 

5,7 

5,5 

5,4 

1900 bis 1904 

7,8 

7,5 

6,2 

6,2 

6,0 

5,9 

5,7 

5,6 

1905 bis 1915 

8,3 

7,9 

6,6 

6,5 

6,3 

6,2 

6,0 

5,8 

1916 bis 31. 3. 1924 

8,7 

8,4 

6,9 

6,7 

6,5 

6,4 

6,2 

6,1 

Neubauten 

1. 4. 1924 bis 31. 12. 1934 

9,8 

9,5 

8,3 

8,2 

8,0 

7,8 

7,7 

7,5 

1. 1. 1935 bis 20. 6.1948 

10,2 

9,8 

8,6 

8,4 

8,2 

8,0 

7,9 

7,7 

Nachkriegsbauten 

nach dem 20. 6. 1948 . . 

9,8 

9,7 

9,5 

9,2 

9,0 

9,0 

9,0 

9,1 


B. bei Holzfachwerkbauten mit Ziegelsteinausmauerung, Gebäuden aus großformatigen Bimsbeton- 
platten oder ähnlichen Platten sowie bei anderen eingeschossigen massiven Gebäuden in leichter 

Bauausführung 


Altbauten 

vor 1908 6,6 6,3 5,3 5,4 5,3 5,2 5,1 5,0 

1908 bis 1915 6,9 6,6 5,6 5,6 5,5 5,4 5,3 5,1 

1916 bis 31. 3. 1924.... 7,7 7,4 6,1 6,1 6,0 5,8 5,7 5,5 


Neubauten 

1.4. 1924 bis 31. 12. 1934 9,0 8,7 7,7 7,6 7,5 7,3 7,2 7,0 

1. 1. 1935 bis 20. 6.1948 9,6 9,3 8,2 8,0 7,8 7,7 7,5 7,4 

Nachkriegsbauten 

nach dem 20. 6. 1948 . . 9,5 9,4 9,2 8,9 8,7 8,7 8,7 8,8 


C. bei Holzfachwerkbauten mit Lehmausfachung und besonders haltbaren Holzbauten mit massiven 

Fundamenten 


Altbauten 

vor dem 1. 4. 1924 .... 

5,7 

5,5 

4,7 

4,9 

4,8 

4,7 

4,6 

4,5 

Neubauten 

1. 4. 1924 bis 31. 12. 1934 

7,3 

7,0 

6,4 

6,4 

6,3 

6,2 

6,1 

6,0 

1. 1. 1935 bis 20. 6.1948 

8,5 

8,2 

7,3 

7,2 

7,1 

7,0 

7,3 

6,7 

Nachkriegsbauten 

nach dem 20. 6. 1948 . . 

8,9 

8,7 

8,6 

8,3 

8,1 

8,1 

8,1 

8,3 
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Drucksache IV/3508 


Deutscher Bundestag — 4. Wahlperiode 


Anlage 4 

Gemischtgenutzte Grundstücke 

mit einem gewerblichen Anteil an 
der Jahresrohmiete bis zu 50 v. H. 


Vervielfältiger 

A. bei Massivbauten mit Mauerwerk aus Ziegelsteinen, Natursteinen, Kalksandsteinen, Schwemmsteinen 
oder ähnlichen Steinen sowie bei Stahl- und Stahlbetonskelettbauten außer bei solchen Bauten, die unter 

B. fallen 





Gemeindegrößenkla 

s s e n 





über 

über 

über 

über 

über 

über 

über 


bis 

2 000 

5 000 

10 000 

50 000 

100 000 

200 000 

500 000 


2 000 

bis 

bis 

bis 

bis 

bis 

bis 

Ein- 



5 000 

10 000 

50 000 

100 000 

200 000 

500 000 

wohner 

Altbauten 









vor 1895 

7,6 

7,3 

6,4 

6,4 

6,1 

6,0 

5,9 

6,1 

1895 bis 1899 

7,8 

7,6 

6,6 

6,5 

6,3 

6,2 

6,0 

6,3 

1900 bis 1904 

8,2 

7,9 

6,9 

6,8 

6,5 

6,4 

6,3 

6,4 

1905 bis 1915 

8,7 

8,4 

7,2 

7,1 

6,8 

6,7 

6,5 

6,7 

1916 bis 31. 3. 1924 . . . . 

9,1 

8,8 

7,6 

7,4 

7,1 

6,9 

6,8 

6,9 

Neubauten 









1. 4. 1924 bis 31. 12. 1934 

10,2 

9,6 

8,4 

8,1 

8,0 

7,8 

7,7 

7,8 

1. 1. 1935 bis 20. 6.1948 

10,5 

9,8 

8,6 

8,3 

8,2 

8,0 

7,9 

7,9 

Nachkriegsbauten 









nach dem 20. 6. 1948 . . 

9,9 

9,6 

9,2 

9,1 

9,0 

9,0 

9,0 

9,0 

B. bei Holzfachwerkbauten mit Ziegelsteinausmauerung, Gebäuden aus 

großformatigen Bimsbeton- 

platten oder ähnlichen 

Platten sowie bei 

anderen eingeschossigen massiven Gebäuden in 

leichter 



Bauausführung 





Altbauten 









vor 1908 

7,0 

6,7 

5,9 

6,0 

5,7 

5,6 

5,5 

5,8 

1908 bis 1915 

7,3 

7,0 

6,2 

6,2 

5,9 

5,8 

5,7 

6,0 

1916 bis 31. 3. 1924 

8,1 

7,8 

6,8 

6,7 

6,4 

6,3 

6,2 

6,4 

Neubauten 









1.4. 1924 bis 31. 12. 1934 

9,3 

8,8 

7,7 

7,6 

7,5 

7,3 

7,2 

7,3 

1. 1. 1935 bis 20. 6.1948 

9,9 

9,3 

8,2 

8,0 

7,8 

7,7 

7,5 

7,6 

Nachkriegsbauten 









nach dem 20. 6. 1948.. 

9,6 

9,3 

9,0 

8,9 

8,7 

8,7 

8,7 

8,8 


C. bei Holzfachwerkbauten mit Lehmausfachung und besonders haltbaren Holzbauten mit massiven 

Fundamenten 


Altbauten 

vor dem 1. 4. 1924 .... 

6,1 

5,9 

5,2 

5,4 

5,2 

5,1 

5,0 

5,4 

Neubauten 









1.4. 1924 bis 31. 12. 1934 

7,7 

7,2 

6,4 

6,5 

6,4 

6,3 

6,1 

6,4 

1. 1. 1935 bis 20. 6. 1948 

8,8 

8,3 

7,3 

7,3 

7,1 

7,0 

6,9 

7,1 


Nachkriegsbauten 

nach dem 20. 6. 1948. . 9,0 8,7 8,4 8,4 8,2 8,2 8,2 8,4 
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Anlage 5 

Gemischtgenutzte Grundstücke 

mit einem gewerblichen Anteil an 
der Jahresrohmiete von mehr als 50 v. H. 

Vervielfältiger 

A. bei Massivbauten mit Mauerwerk aus Ziegelsteinen, Natursteinen, Kalksandsteinen, Schwemmsteinen 
oder ähnlichen Steinen sowie bei Stahl- und Stahlbetonskelettbauten außer bei solchen Bauten, die unter 

B. fallen 





Gemeindegrößenklassen 




bis 

2 000 

über 

2 000 
bis 

5 000 

über 

5 000 
bis 

10 000 

über 

10 000 
bis 

50 000 

über 

50 000 
bis 

100 000 

über 

100 000 
bis 

200 000 

über 

200 000 
bis 

500 000 

über 
500 000 
Ein- 
wohner 

Altbauten 

vor 1895 

7,6 

7,2 

6,4 

6,6 

6,4 

6,4 

6,4 

6,4 

1895 bis 1899 

7,8 

7,4 

6,6 

6,8 

6,5 

6,5 

6,5 

6,5 

1900 bis 1904 

8,2 

7,8 

6,8 

7,0 

6,7 

6,7 

6,7 

6,7 

1905 bis 1915 

8,6 

8,2 

7,1 

7,2 

7,0 

7,0 

7,0 

7,0 

1916 bis 31. 3. 1924 

9,0 

8,6 

7,4 

7,5 

7,2 

7,2 

7,2 

7.2 

Neubauten 

1. 4. 1924 bis 31. 12. 1934 

9,7 

9,1 

8,0 

8,1 

7,9 

7,9 

7,9 

7,9 

1. 1. 1935 bis 20. 6. 1948 

10,0 

9,4 

8,2 

8,3 

8,1 

8,1 

8,1 

8,1 

Nachkriegsbauten 

nach dem 20. 6. 1948 . . 

9,6 

9,3 

8,9 

8,9 

8,7 

8,8 

8,8 

8,8 


B. bei Holzfachwerkbauten mit Ziegelsteinausmauerung, Gebäuden aus großformatigen Bimsbeton- 
platten oder ähnlichen Platten sowie bei anderen eingeschossigen massiven Gebäuden in leichter 

Bauausführung 


Altbauten 


vor 1908 

7,0 

6,7 

6,0 

6,3 

6,1 

6,1 

6,1 

6,1 

1908 bis 1915 

7,3 

7,0 

6,2 

6,5 

6,2 

6,2 

6,2 

6,2 

1916 bis 31. 3. 1924.... 

8,1 

7,7 

6,7 

6,9 

6,7 

6,7 

6,7 

6,7 


Neubauten 









1. 4. 1924 bis 31. 12. 1934 

9,0 

8,4 

7,5 

7,6 

7,5 

7,5 

7,5 

7,5 

1. 1. 1935 bis 20. 6. 1948 

9,5 

8,9 

7,8 

7,9 

7,8 

7,8 

7,8 

7,8 

N achkriegsbauten 
nach dem 20. 6. 1948 . . 

9,3 

9,0 

8,6 

8,7 

8,5 

8,6 

8,6 

8,6 


C. bei Holzfachwerkbauten mit Lehmausfachung und besonders haltbaren Holzbauten mit massiven 

Fundamenten 


Altbauten 

vor dem 1. 4. 1924 .... 

6,2 

5,9 

5,5 

5,8 

5,6 

5,6 

5,6 

5,6 

Neubauten 

1.4. 1924 bis 31. 12. 1934 

7,4 

7,0 

6,4 

6,7 

6,5 

6,5 

6,5 

6,5 

1. 1. 1935 bis 20. 6. 1948 

8,5 

8,0 

7,2 

7,3 

7,2 

7,2 

7,2 

7,2 

Nachkriegsbauten 

nach dem 20. 6. 1948 . . 

8,8 

8,5 

8,1 

8,2 

8,1 

8,2 

8,2 

8,2 
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Deutscher Bundestag — 4. Wahlperiode 


Anlage 6 

Geschäftsgrundstücke 


Vervielfältiger 

A. bei Massivbauten mit Mauerwerk aus Ziegelsteinen, Natursteinen, Kalksandsteinen, Schwemmsteinen 
oder ähnlichen Steinen sowie bei Stahl- und Stahlbetonskelettbauten außer bei solchen Bauten, die unter 

B. fallen 


Gemeindegrößenklassen 



bis 

2 000 

über 

2 000 
bis 

5 000 

über 

5 000 
bis 

10 000 

über 

10 000 
bis 

50 000 

' über 

50 000 
bis 

100 000 

über 

100 000 1 
bis 

200 000 

über 

1 200 000 
bis 

500 000 

über 
500 000 
Ein- 
wohner 

Altbauten 

vor 1895 

7,8 

7,5 

6,7 

6,9 

6,8 

6,8 

6,8 

6,8 

1895 bis 1899 

8,0 

7,7 

6,9 

7,0 

7,0 

7,0 

7,0 

7,0 

1900 bis 1904 

8,3 

7,9 

7,1 

7,2 

7,1 

7,1 

7,1 

7,1 

1905 bis 1915 

8,7 

8,3 

7,4 

7,5 

7,4 

7,4 

7,4 

7,4 

1916 bis 31. 3. 1924 

9,0 

8,6 

7,7 

7,8 

7,6 

7,6 

7,6 

7,6 

Neubauten 

1. 4. 1924 bis 31. 12. 1934 

9,4 

9,0 

8,0 

8,0 

8,0 

8,0 

8,0 

8,0 

1. 1. 1935 bis 20. 6.1948 

9,6 

9,2 

8,1 

8,2 

8,1 

8,1 

8,1 

8,1 

Nachkriegsbauten 

nach dem 20. 6. 1948 . . 

9,4 

9,2 

9,0 

9,0 

8,9 

8,9 

8,9 

8,9 


B. bei Holzfachwerkbauten mit Ziegelsteinausmauerung, Gebäuden aus großformatigen Bimsbeton- 
platten oder ähnlichen Platten sowie bei anderen eingeschossigen massiven Gebäuden in leichter 

Bauausführung 


Altbauten 


vor 1908 

7,3 

7,0 

6,3 

6,5 

6,5 

6,5 

6,5 

6,5 

1908 bis 1915 

7,6 

7,2 

6,5 

6,7 

6,7 

6,7 

6,7 

6,7 

1916 bis 31. 3. 1924.... 

8,2 

7,8 

7,0 

7,2 

7,1 

7,1 

7,1 

7,1 

Neubauten 









1. 4. 1924 bis 31. 12. 1934 

8,8 

8,4 

7,5 

7,6 

7,6 

7,6 

7,6 

7,6 

1. 1. 1935 bis 20. 6. 1948 

9,2 

8,8 

7,8 

7,9 

7,8 

7,8 

7,8 

7,8 

Nachkriegsbauten 









nach dem 20. 6. 1948 . . 

9,1 

9,0 

8,7 

8,8 

8,7 

8,7 

8,7 

8,7 


C. bei Holzfachwerkbauten mit Lehmausfachung und besonders haltbaren Holzbauten mit massiven 

Fundamenten 


Altbauten 

vor dem 1. 4. 1924 .... 

6,6 

6,3 

5,7 

6,0 

6,1 

6,1 

6,1 

6,1 

Neubauten 









1. 4. 1924 bis 31. 12. 1934 

7,5 

7,2 

6,5 

6,7 

6,8 

6,8 

6,8 

6,8 

1. 1. 1935 bis 20. 6. 1948 

8,4 

8,0 

7,2 

7,3 

7,3 

7,3 

7,3 

7,3 


Nachkriegsbauten 

nach dem 20. 6. 1948 . . 8,7 8,6 8,3 8,4 8,3 8,3 8,4 8,4 



Deutscher Bundestag — 4. Wahlperi od e 


Drucksache IV/3508 


Anlage 7 

Einfamilienhäuser 

Vervielfältiger 

A. bei Massivbauten mit Mauerwerk aus Ziegelsteinen, Natursteinen, Kalksandsteinen, Schwemmsteinen 
oder ähnlichen Steinen sowie bei Stahl- und Stahlbetonskelettbauten außer bei solchen Bauten, die 

unter B. fallen 




Gern 

e i n d e g r 

ößenklassen 





über 

über 

über 

über 

über 

über 

über 


bis 

2 000 

5 000 

10 000 

50 000 

100 000 

200 000 

500 000 


2 000 

bis 

bis 

bis 

bis 

bis 

bis 

Ein- 



5 000 

10 000 

50 000 

100 000 

200 000 

500 000 

wohner 

Altbauten 









vor 1895 

9,5 

9,0 

7,7 

7,4 

7,8 

7,8 

7,8 

7,8 

1895 bis 1899 

9,8 

9,3 

7,9 

7,6 

8,0 

8,0 

8,0 

8,0 

1900 bis 1904 

10,3 

9,8 

8,3 

7,9 

8,2 

8,2 

8,2 

8,2 

1905 bis 1915 

11,0 

10,4 

8,7 

8,4 

8,6 

8,6 

8,6 

8,6 

1916 bis 31. 3. 1924 

11,6 

11,0 

9,1 

8,8 

8,9 

8,9 

8,9 

8,9 

Neubauten 









1. 4. 1924 bis 31. 12. 1934 

13,1 

12,4 

10,6 

10,2 

10,2 

10,2 

10,2 

10,2 

1. 1. 1935 bis 20. 6.1948 

13,5 

12,9 

10,9 

10,5 

10,4 

10,4 

10,4 

10,4 

Nachkriegsbauten 









nach dem 20. 6. 1948 . . 

13,0 

12,4 

12,0 

11,8 

11,8 

11,8 

11,8 

11,9 


B. bei Holzfachwerkbauten mit 
platten oder ähnlichen Platten 

Ziegelsteinausmauerung, Gebäuden aus großformatigen 
sowie bei anderen eingeschossigen massiven Gebäuden 
Bauausführung 

Bimsbeton- 
in leichter 

Altbauten 









vor 1908 

8,7 

8,3 

7,1 

6,8 

7,3 

7,3 

7,3 

7,3 

1908 bis 1915 

9,1 

8,7 

7,4 

7,1 

7,6 

7,6 

7,6 

7,6 

1916 bis 31. 3. 1924 

10,2 

9,6 

8,1 

7,8 

8,1 

8,1 

8,1 

8,1 

Neubauten 









1. 4. 1924 bis 31. 12. 1934 

11,9 

11,3 

9,7 

9,4 

9,4 

9,4 

9,4 

9,4 

1. 1. 1935 bis 20. 6.1948 

12,7 

12,1 

10,3 

9,9 

9,9 

9,9 

9,9 

9,9 

Nachkriegsbauten 









nach dem 20. 6. 1948 . . 

12,5 

11,9 

11,5 

11,4 

11,4 

11,4 

11,4 

11,5 


C. bei Holzfachwerkbauten mit Lehmausfachung und besonders haltbaren Holzbauten mit massiven 

Fundamenten 


Altbauten 


vor dem 1. 4. 1924 .... 

7,7 

7,3 

6,3 

6,1 

6,7 

6,7 

6,7 

6,7 

Neubauten 









1. 4. 1924 bis 31. 12. 1934 

9,6 

9,1 

8,0 

7,7 

8,0 

8,0 

8,0 

8,0 

1. 1. 1935 bis 20. 6.1948 

11,1 

10,6 

9,2 

8,9 

9,0 

9,0 

9,0 

9,0 

Nachkriegsbauten 









nach dem 20. 6. 1948.. 

11,5 

10,9 

10,6 

10,6 

10,6 

10,6 

10,6 

10,8 
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Anlage 8 

Zweifamilienhäuser 

Vervielfältiger 

A. bei Massivbauten mit Mauerwerk aus Ziegelsteinen, Natursteinen, Kalksandsteinen, Schwemmsteinen 
oder ähnlichen Steinen sowie bei Stahl- und Stahlbetonskelettbauten außer bei solchen Bauten, die 

unter B. fallen 


Gemeindegrößenklassen 



über 

über 

über 

über 

über 

über 

über 


bis 

2 000 

5 000 

10 000 

50 000 

100 000 

200 000 

500 000 


2 000 

bis 

bis 

bis 

bis 

bis 

bis 

Ein- 



5 000 

10 000 

50 000 

100 000 

200 000 

500 000 

wohner 

Altbauten 









vor 1895 

8,6 

8,1 

6,9 

6,7 

7,0 

6,8 

6,8 

6,8 

1895 bis 1899 

8,8 

8,4 

7,1 

6,9 

7,1 

7,0 

7,0 

7,0 

1900 bis 1904 

9,3 

8,8 

7,4 

7,1 

7,4 

7,2 

7,2 

7,2 

1905 bis 1915 

9,8 

9,3 

7,8 

7,5 

7,7 

7,5 

7,5 

7,5 

1916 bis 31. 3. 1924 

10,3 

9,7 

8,2 

7,8 

8,0 

7,8 

7,8 

7,8 

Neubauten 









1. 4. 1924 bis 31. 12. 1934 

11,6 

11,0 

9,5 

9,1 

9,0 

9,0 

9,0 

9,0 

1. 1. 1935 bis 20. 6.1948 

11,9 

11,3 

9,7 

9,3 

9,2 

9,2 

9,2 

9,2 

Nachkriegsbauten 









nach dem 20. 6. 1948 . . 

11.4 

11,0 

10,6 

10,5 

10,5 

10,5 

10,5 

10,5 

B. bei Holzfachwerkbauten mit Ziegelsteinausmauerung, Gebäuden aus 

großformatigen Bimsbeton- 

platten oder ähnlichen 

Platten sowie bei 

anderen eingeschossigen massiven Gebäuden in 

leichter 



Bauausführung 





Altbauten 









vor 1908 

7,9 

7,5 

6,4 

6,2 

6,6 

6,5 

6,5 

6,5 

1908 bis 1915 

8,3 

7,8 

6,7 

6,4 

6,8 

6,7 

6,7 

6,7 

1916 bis 31. 3. 1924 

9,1 

8,6 

7,3 

7,0 

7,3 

7,1 

7,1 

7,1 

Neubauten 









1. 4. 1924 bis 31. 12. 1934 

10,6 

10,1 

8,7 

8,4 

8,5 

8,5 

8,5 

8,5 

1. 1. 1935 bis 20. 6. 1948 

11,2 

10,7 

9,2 

8,9 

8,8 

8,8 

8,8 

8,8 

Nachkriegsbauten 









nach dem 20. 6. 1948., 

11,0 

10,6 

10,2 

10,1 

10,1 

10,1 

10,1 

10,2 


C. bei Holzfachwerkbauten mit Lehmausfachung und besonders haltbaren Holzbauten mit massiven 

Fundamenten 


Altbauten 


vor dem 1. 4. 1924 .... 

7,0 

6,7 

5,8 

5,6 

6,1 

6,0 

6,0 

6,0 

Neubauten 

1. 4. 1924 bis 31. 12. 1934 

8,7 

8,3 

7,3 

7,0 

7,3 

7,3 

7,3 

7,3 

1. 1. 1935 bis 20. 6.1948 

10,0 

9,5 

8,3 

8,0 

8,1 

8,1 

8,1 

8,1 

Nachkriegsbauten 

nach dem 20. 6. 1948.. 

10,2 

9,8 

9,5 

9,5 

9,5 

9,5 

9,5 

9,7 
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